„ Bandstente, hellt. Bezieher. fär das „Oftland" werbent „Was wir verloren haben, darf nicht verloren fein!” 
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Zur Oſthilfe⸗Notverordnung vom 17. November 1931. 2 7 


Das Oſthilfegeſetz vom 31. März d. J. hat ſich als Fehlſchlag er- 
wieſen. Von den 850 Mill. M., die für die Landwirtſchaft im 
Rahmen des Geſetzes bereitgeſtellt werden ſollten, ſind ihr bisher 
etwa 30 Mill. M. wirklich zugeführt worden. Der Verfall der 
Landwirtſchaft iſt ſo weit fortgeſchritten, daß ein großer Teil der 
Betriebe, die im Frühjahr und Sommer d. J. noch für die Umſchuldung 
in Betracht gekommen wären, heute nicht mehr ſanierungsfähig ſind, 
bei einer Fortſetzung der bisherigen Umſchuldungsaktion alſo aus- 
fallen würden. Die Lage hat ſich ſo verſchlechtert, daß in weitem 
eMape nicht einmal der Sinſendienſt für die erjtftelligen Gläubiger 
um Oktobertermin befriedigt werden konnten. Selbſt die bäuerliche 

eredlungswirtſchaft, die bisher immer als beſonders kriſenfeſt hin 
geſtellt zu werden pflegte, iſt in den allgemeinen Verfall hineingeriſſen 
worden. Die Hoffnung, auf der das Oſthilfegeſetz vom März ſtill- 
schweigend aufgebaut war, daß nämlich die allgemeine Agrarkriſe in 
abſehbarer Seit abflauen und damit eine Erleichterung der Landwirt— 
ſchaft von der Marktſeite her eintreten würde, hat ſich als völlig 
irrig erwieſen. Abgeſehen hiervon, haben vor allem folgende zwei 
Faktoren den Sehlſchlag der bisherigen Oſthilfe bewirkt: Die not— 
wendigen Mittel konnten nicht aufgebracht werden. Denn die deutſche 
Sinanzkriſe, die, hervorgerufen durch Frankreichs Aktion gegen die 
deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion, gerade in der Seit einſetzte, in der 
die Oſthilfegeſetze in Hang gebracht werden ſollten, hat den deutſchen 


Kapitalmarkt erſchöpft und die ausländiſchen Kapitalmärkte, von. 


denen die Mittel zur Vorfinanzierung der önduſtrieumlage hätten 
hereingeholt werden müſſen, verſchloſſen. Dazu kam dann noch, daß 
die Meinungsverſchiedenheiten über die Methoden und Ziele der Olt- 
hilfe, die ſeit jeher zwiſchen Reich und Preußen, den ſich in die Durch- 
führung der Oſthilfe teilenden Faktoren, bejtanden, nicht ausgeglichen 
werden konnten. Die mehrfachen amtlichen Verſicherungen, daß eine 
„vollkommene Übereinſtimmung“ zwiſchen Reich und Preußen erzielt 
worden ſei, traſen nicht zu. „Dieſe Meinungsverſchiedenheiten ſind nicht 
zuletzt Schuld daran, daß die Ofthilfe nicht einmal in dem Maße, in 
dem ſie finanziell vielleicht noch möglich geweſen wäre, in Gang 
kommen konnte. Sie beziehen ſich in der Hauptſache auf die 
Frage der Beſitzerhaltung des Großgrundbeſitzes, 
der ſich, wie von den der preußiſchen Regierung naheſtehenden Kreiſen 
immer wieder betont wird, weit weniger lebensfähig als der kriſen— 
feſtere Bauernbeſitz erwieſen habe und „in einem natürlichen Auf- 
löjungsprozeß begriffen“ ſei, der „durch eine planmäßige Politik voll- 
endet werden“ müjle. 

Durch die perſonelle Neuregelung in der Oſthilfe ſcheint dieſer 
hinderliche Swieſpalt beſeitigt zu ſein. Vorerſt allerdings ſcheint es 
nur ſo; ob in Sukunft eine klare, einheitliche Liſte, die bisher ge— 
fehlt hat, eingehalten werden kann, das wird ſich erſt noch erweiſen. 
Geändert hat ſich im organiſatoriſchen Aufbau der 
Oſthilfe nur inſofern etwas, als ſich Preußen aus der Leitung 
der Oſthilfe und aus der finanziellen Mitverantwortung zurückgezogen 
hat (ohne daß dabei ein finanzieller Nachteil für die Oſthilfe entſteht; 
denn die bisher von den Ländern Preußen, Sachsen, Anhalt und den 
beiden Mecklenburg zu leiſtenden Bürgſchaften werden vom Reich 
übernommen). Dagegen bleiben die preußiſchen Beamten bei den 
Landſtellen und die Vertreter der Preußenkaſſe auf ihren Poſten; 


ebenſo hat ſich die entſcheidende Stellung der Bank für deutſche 
Induſtrieobligationen bei der Gewährung der Umſchuldungsdarlehn 
nicht geändert; doch werden in Zukunft auch die hier bemerkbaren 
Reibungsflächen durch eine ſchärfere Abgrenzung der behördlichen 
Funktionen von den Aufgaben der önduſtriebank und der landwirt- 
schaftlichen Haftungsverbände beſeitigt werden. i 

Im Gegenſatz zum Oſthilfegeſetz vom 31. März d. J. wird durch 
die Notverordnung vom 17. November vor das Umſchuldungsver— 
fahren, deſſen Durchführung aus Mangel an Mitteln geſcheitert 
iſt, aber mit größter Beschleunigung in Sukunft vor ſich gehen 
ſoll, ein Sicherungs verfahren eingeſchaltet, das 
der Sicherung der in Frage geſtellten Frühjahrsbeſtellung und nächſt— 
jährigen Ernte dienen ſoll, indem es die Landwirtſchaft vor betriebs— 
lähmenden Zugriffen der Gläubiger ſchützt. Die „Wiederher- 
ſtellung der Bilanzehrlichkeit“ durch Abſchreibung der 
Werte, die ſchon ſeit langem tatſächlich nicht mehr realiſierbar ſind, 
das iſt die Grundidee der neuen Notverordnung. Wenn aber die 
landwirtſchaftliche Subſtan; erhalten werden ſoll, dann iſt das nur 
dadurch möglich, daß andere Wirtſchaftskreiſe, nämlich die Gläubiger 
der Landwirtſchaft, in ihren Rechten geſchmälert werden. Den Land— 
ſtellen ſteht auf Grund der neuen Notverordnung das Recht zur 
Anordnung eines Sicherungsverfahrens und zur Verbindlich- 
keitserklärung von Sanierungsplänen in den Sällen 
zu, in denen ſich die Gläubiger der zu ſanierenden landwirtſchaftlichen 
Betriebe mit dieſen Plänen nicht einverjtanden erklären, ſich alſo 
der gegebenen Lage nicht anpaſſen wollen. Wenn auch kaum anzu— 
nehmen iſt, daß von den Landſtellen durch Swangsvergleiche auch 
ſolche Teile der Landwirtſchaft, die nicht mehr Janierungswürdig ſind, 
in ungebührlichem Umfange auf Koſten der Gläubiger künſtlich am 
Leben erhalten werden, ſo iſt hier doch der Punkt, an dem die 
ſchärfſte Kritik an dem Oſthilfe-Umbau Schlange-Schöningens ein- 
geſetzt hat. Das der Subſtanzerhallung dienende Sicherungsverfahren 
der neuen Notverordnung kann von jedem Betriebsinhaber beantragt 
werden, der außerſtande iſt, ohne weſentliche Beeinträchtigung der 
Vorbereitung und Einbringung der nächſten Ernte ſeinen Sahlungs— 
verpflichtungen nachzukommen. Unter Ausſchaltung der 
Gerichtsbehörden können die Landräte und Landſtellen, um 
zu dem Siel der Betriebsſicherung zu gelangen, Sinsſätze ver- 
mindern, Sinsrückhſtände erlaſſen, Sorderungen 
ſtunden und ſogar Sorderungsbeträge der Gläu⸗ 
biger berabzufeten Ein ſolches Verfahren kann der Land— 
wirtſchaft gewiß eine fühlbare Erleichterung ihrer Verpflichtungen 
verschaffen; es bedeutet andererjeits aber einen ſcharfen Sin- 
griff in die GSläubigerrechte, der für die Zukunft 
eine empfindliche Störung des Agrarkredits be- 
fürchten läßt. Es iſt fraglich, ob es einem Landwirt, auch wenn 
er vollkommen geſichert daſteht, wieder möglich ſein wird, die er- 
forderlichen Betriebskredite bei anderen als öffentlichen Stellen zu 
erhalten. Andererſeits trifft es aber zu, daß die jetzigen Gläubiger 
der Landwirtſchaft auch dann, wenn ihre Rechte nicht in der Welſe, 
wie es die Notverordnung vorſieht, beſchnitten werden, ihre Kredite 
von der Landwirtſchaft in voller Höhe zurückerhalten würden. Man 
muß das Erſcheinen der Ausführungsbeſtimmungen abwarten, um über 


dieſen ſchwierigen Fragenkomplex ein Urteil abgeben zu können. — 

Das Hauptproblem der Oſthilfe iſt die landwirtſchaftliche Um— 
ſchuldung. Man geht dabei von der an ſich ganz richtigen Auffaſſung 
aus, daß, da ja die Landwirtſchaft die Grundlage des geſamten oſt— 
deutſchen Wirtſchaftslebens iſt, jede Beſſerung ihrer Lage ſich auch 
günſtig auf Handel und Gewerbe auswirken müſſe. In Erwartung 
dieſer günſtigen Folgen der indirekten Hilfe für die nicht- 
rere fuyckflituyenscroe tos ros rcgergarnmun'biedbiten⸗ 
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ſenkung den Sollſchutz der Landwirtſchaft gegen die Konkurrenz des 
Auslandes und die Droſſelung entbehrlicher Einfuhren durch ent— 
sprechende Deviſenbewirtſchaftung. 4 

Die Notverordnung vom 17. November befaßt ſich 
Neuordnung der landwirtſchaftlichen Entſchuldung. Die nicht⸗ 
agrariſche Oſthilfe dagegen Joll in der bisherigen 
Weiſe fortgeführt werden: Die Maßnahmen zur Linderung 
dor cbethodorten tlaage uf unte becher, egenabosutchgem, Joplamı 


nur mit der 


ten Hilfsmaßnahmen für dieſe Swecke im Oſthilfegeſetz hinter die Hilfs- 
maßnahmen für die Landwirtſchaft ſtark zurücktreten laſſen. Anderer— 
ſeits hat die vordringliche Sorge um die Landwirtſchaft zur Folge ge— 
habt, daß der räumliche Geltungsbereich der Hilfsmaßnahmen des Oſt— 
hilfegeſetzes weit nach Weſten ausgedehnt wurde, daß nicht nur die 
Grenzprovinzen, ſondern auch ganz Brandenburg und Pommern, Sachſen 
und Anhalt öſtlich der Elbe, ſowie Mecklenburg in die Umſchuldungs— 
aktion eingezogen wurden. Sachlich war das durchaus berechtigt, denn 
dir Lage der Landwirtſchaft iſt in dieſen weiter reichseinwärts gelegenen 
Lardesteilen kaum beſſer als nahe der Grenze. Das bedeutete aber, 
daß man ſich von der urſprünglichen Abjicht der Oft- 
hilfe, die durch die Grenzziehung unmittelbar 
hervorgerufenen Schädigungen des Wirtſchafts- 
lebens zu heilen, immer weiter entfernte, und daß 
aus der Oſthilfe eine ſpezielle, den dritten Teil des Neichsgebietes um— 
faſſende Agrarhilfe wurde, der gegenüber die eigentliche Grenzßhilfe 
hinſichtlich ihrer Bedeutung für die Gffentlichkeit und hinſichtlich des 
Umfanges der bereitgeſtellten Mittel nur noch eine untergeordnete 
Nolle ſpielte. 


Das Beſtreben der landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen und der 
ihnen naheſtehenden Gruppen iſt eine allgemeine Agrarhilfe, die ſich 
auf das ganze Reichsgebiet erſtrecken und in die eine beſondere Hilfe 
für die oſtelbiſche Landwirtſchaft als weſentlicher Beſtandteil eingebaut 
werden ſoll. Sie vertreten die Auffaſſung, daß die Rentabilität 
der deutſchen Landwirtſchaft geſichert ſein müſſe, ehe 
befondere Hilfsmaßnahmen für die öſtliche Agrar- 
wirtſchaft durchgeführt werden, da dieſe Maßnahmen nur bei einer 
rentablen Landwirtſchaft Erfolg haben können. Sie Jagen, daß ſpozielle 
Hilfsmaßnahmen für den Oſten von ihnen „nur im Rahmen eines 
durchgreifenden Hilfsprogramms für die geſamte deutſche Landwirt— 
ſchaft vertreten werden können“, und bezeichnen als das wirkſamſte 
Mittel zur Sicherung der Rentabilität neben der allgemeinen Laſten— 


verbilligungen und Rückzahlungserleichterungen bei 


und kulturellem Gebiet, bei denen der Geſichtspunkt der Arbeits- 
beſchaffung durch Herſtellung öffentlicher Einrichlungen maßgebend it, 
werden aljo fortgeführt werden. Ebenſo werden die Bahnbauprojekte 
weiterverfolgt. Dasſelbe gilt für die Laſtenſenkung, durch weiche die 
kommunalen Suſchläge zu den Grundvermögens- und Gemwerbijteuern 
zugunſten des Steuerzahlers und zu Laſten des Reiches gelenkt werden, 
und für die Befreiung von der Aufbringungsumlage, die zugunſten 
derjenigen im Ojtbilfegebiet gelegenen Unternehmungen erfolgt, deren 
Betriebsvermögen 509000 AM. nicht überſteigt; ferner für die Sen— 
kung der Schiffahrtsabgaben auf dem Königsberger Seekanal und für 
die Frachterleichterungen im Bahn- und Bianenſchiffahrtsverkehr, die 
der Provinz Oſtpreußen und den weſtlich des Korridors geiegenen 
Grenzkreiſen nach Maßgabe einer Frachterſtattungstabelle zugute 
kommen, und zwar beim Verſand ihrer wichtigſten landwirtfchafiiichen 
und einiger gewerblicher Erzeugniſſe ſowie beim Empfang ihrer 
wichtigſten landwirtſchaftlichen und gewerblichen Noh- und Hilfs- 
ſtoffe. Auch die ſich nicht auf die landwirtſchaftliche Umſchul— 
dung beziehenden Kkreditpolitiſchen Maßnahmen des Oſthilfegeſetzes 
vom März dieſes Jahres bleiben dieſelben; nämlich die Sins— 
Darlehen für 
landwirtſchaftliche Bodenverbeſſerungen und die Kreditverſorgung 
der mittleren und kleineren gewerblichen Betriebe im Oſthilſegebiet 
durch die Bank für deutſche Induſtrieobligationen. Dieſer nicytland= 
wirtſchaftliche Teil der Oſthilfe iſt bisher ebenſowenig wie deren land- 
wirtschaftlicher Teil in dem wünſchenswerten und notwendigen Maße 
zur Durchführung gelangt. Es hat auch hier an den erforderlichen 
Mittelu gefehlt; und da die indirekte Hilfe für Handel und Gewerbe, 
die in der Nentabiliſierung der Landwirtſchaft beſtehen ſollte, aus- 
geblieben iſt, haben ſich die an ſich beſchränkten Mittel, die z. B. als 


Kredite für das öſtliche Mittel- und Kleingewerbe bereitgeſtellt 
wurden, als völlig unzureichend erwieſen. Dieſem nichtlandwirtſchaft— 


lichen Ceil der Oſthilfe wird man in Zukunft eine ſtärkere Beachtung 
ſchenken müſſen, als es bisher geſchehen iſt. Dr. K. 


Kritik an der Gſthilfe⸗Notverordnung. 


„Das Neuaufbauwerk des deutſchen Oſtens, das mir vorſchwebt 
und das weit über Geldgeben und Umſchuldung hinausgeht, iſt über— 
haupt nur durchfuhrbar, wenn es von dem ſturmijchen Willen der 

öffentlichen Meinung getragen wird.“ So Jagte Oſtkommiſſar 
Schlange --Schöningen in der Preſſekonferenz, in der er die neue 
Oſthilfe-Notverordnung vom 17. November gegen die vielfachen Be— 
denken und Angriffe verteidigte. Der Oſtkommiſſar hat mit dieſem 
Appell an die Opferbereitſchaft die Kritik nicht zum Schweigen bringen 
können. Die Notverordnung hat in allen beteiligten Kreiſen eine 
lehr unfreundliche Aufnahme gefunden. Die der preußiſchen 
Regierung naheſtehenden Kreiſe, die nach der Beſeiti- 
gung des Poſtens eines preußiſchen Oſthilfekommiſſars eine Nicht— 
berückſichtigung ihrer auf die Aufteilung des Großgrundbeſitzes ge— 
richteten Pläne befürchten, verhalten ſich im allgemeinen kritiſch und 
ablehnend. 

In den der Landwirtſchaft naheſtehenden Kreiſen 
wird der in der Notverordnung aufgenommene Sicherungs-(Moratori— 
ums-) Gedanke zwar grundſätzlich gebilligt, doch wird der Verfahrens- 
modus bemängelt und vielfach eine Ausdehnung des Sicherungs- 
verfahrens auf das ganze Reichsgebiet gefordert. Prinzipiell ſteht, 
wie ſchon oben erwähnt, die Landwirtſchaft auf dem Standpunkt, daß 
eine landwirtſchaftliche Oſthilfe zur Erfolgloſigkeit verurteilt bleiben 
muß, wenn nicht zuvor ein ausreichender Jollſchutz für die deutſche 
Landwirtſchaft verwirklicht worden iſt. Dieſe Überlegung vor allem 
hat das aufſehenerregende vorzeitige Ausſcheiden der land- 
wirtſchaftlichen Vertreter aus dem Wirtſchafts⸗ 
beirat, der inzwiſchen ſeine Tätigkeit beendet hat, veranlaßt. 

Die Deutſchnationale RNeichstagsfraktion hat in 
einer Sitzung im Reichstage die Oſthilfe-Notverordnung als große 
Enttäuſchung für die Landwirtſchaft bezeichnet. Die Oſthilfe habe 
bisher etwa 52000 Anträge bearbeitet, aber nur etwa 700 Sälle 
ſaniert. Jeder ſanierte Fall habe etwa 3000 Reichsmark Verwaltungs- 
koſten verurſacht. Die neue Oſthilfe-Notverordnung bringe wohl ein 
Sicherungsverfahren für einzelne landwirtſchaftliche Betriebe, ſetze 
aber nicht das Sicherungsver fahren mit dem Antrage 
in Kraft, ſondern erft durch Beschluß, und zwar nicht 
des zuständigen Amtsgerichts, ſondern der politiſchen Ver- 
waltungsbehörden im Oſthilfegebiet, zu deren Ob- 
jektivität die Landwirtſchaft das Vertrauen weithin verloren habe. 
Sudem würden ſolche Mengen von Anträgen einlaufen, daß die Be— 
arbeitung und Prüfung fo lange dauern werde, daß für die weitaus 
größte Mehrzahl der landwirtſchaftlichen Betriebe die Hilfe durch 
„Sicherung“ zu ſpät komme. Die Deutſchnationale Reichstagsfraktion 
fordert dringend die Beſeitigung der Halbheiten der Notverorduung 
und die ſofortige Durchführung wirklich entscheidender Maßnahmen 
auf der Grundlage des Hugenbergſchen Eutſchul- 
dungsplanes, der eine allgemeine Lajtenjenkung vorſieht. 


Der ftärkfte Widerſtand gegen die neue Oſthilfe-Notverordnung 
geht erklärlicherweiſe von den Släubigern der Landwirt- 
ſch aft aus. Von dieler Seite wird eütſchieden gegen das Moratörium 

und die Sanierung der Landwirtſchaft durch Zwangsakkorde und Zins“ 
herabſetzung Einſpruch erhoben. Man befürchtet vor allem, daß eine 
große Sahl landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften 
in Konkurs gehen muß, wenn nicht die Regierung durch Aus- 
führungsbeſtimmungen und andere Maßnahmen ſolche Gefahr abwendet. 
Unabſehbar feien auch die Folgen für den Handel, der bei 
Durchführung der Notverordnung ohne weitgehende Milderung viel- 
fach glatt vernichtet werden würde. Gefordert wird, daß die Voll— 
machten des Oſtkommiſſars weſentlich eingeſchränkt werden, daß vor 
allem auch Berufungsſtellen für die Entſcheidungen der Land— 
ſtellen eingeſetzt werden, in die die Gläubiger eingeſchaltet 
werden ſollen. Es wird auch darauf hingewieſen, daß auf Grund 
der bereits überall vollzogenen völligen Kredit 
ſperre für die landwirtſchaftlichen Betriebe im 
-Oftbilfegebiete gerade das Gegenteil von dem er- 
reicht werde, was durch die Notverordnung bezweckt 
werde. Die Frühjahrsbeſtellung würde auf das ſchwerſte gefährdet 
werden, da es für alle Betriebe an dem notwendigſten Betriebskapital 
fehle. Viele Waren zentralen und Handelsfirmen 
gaben bereits ihren Verteilungsſtellen im Oſten Anweiſung, alle im 
Gang befindlichen Kohlen-, Sutter- und Dünge- 
mittellieferungen ein zuſtellen und nur noch gegen 
Barzahlung Waren an die Landwirtſchaft zu 
liefern. 

Die öſtlichen Handelskammern haben Proteſttelegramme 
an die Regierung gerichtet. So heißt es in dem Telegramm der In- 
duſtrie- und Handelskammer Königsberg: „Gegen die neue Not- 
verordnung über die Oſthilfe, die ein einjeitiges Moratorium für die 
Landwirtschaft und zwangsweiſe Enteignung der Ent- 
ſchuldungsgläubiger vorſieht, legen wir ſchärfſten Proteſt ein. 
Wir verkennen nicht die ſchwere Notlage der Landwirtſchaft und die 
Notwendigkeit von Hilfsmaßnahmen. Ein einſeitiger Schutz der Land 
wirtſchaft ohne gleichzeitige ähnliche Maßnahmen für die Gläubiger 
ſtellt jedoch entgegen den Erklärungen des NReichskommillars für die 
Oſthilfe den ſchwerſten Eingriff in die Gläubigerrechte dar, der in 
kurzer Friſt zu einem Suſammenbruch des mit der 
Landwirtſchaft arbeitenden Handels und Gewerbes 
führen muß. Die ſofortige Aufhebung oder Ausdehnung der 
Verordnung iſt erforderlich.“ n 

Die Produktenbörjen in Breslau, Stettin und 
Königsberg haben zum Protejt gegen die Vernachlälſigung der 
Gläubigerintereſſen in der Notverordnung ihre Tore geſchloſſen. Der 
Vorſtand der Königsberger Produktenbörſe begründet ſeinen 
Schließungsbeſchluß u. a. wie folgt: 


Err 


— 


„ . . Trotz der ſeit Jahren gegen derartige Beſtrebungen geäußerten 
ſchwerſten Bedenken führt die Verordnung nicht nur den Swaugs— 
akkord und die zwangsweiſe Sinsherabfetzung im Entſchuldungsver— 
fahren ein, ſondern gewährt — ohne vorausgehende Prüfung der 
Sanierungsmwürdigkeit — bis zur Durchführung dieſes Verfahrens dem 
Landwirt ein völlig einseitiges weiteſtgehendes Moratorium. 

Die vom Reichskommiſſar für dieſe Maßnahme gegebene Be— 
gründung, daß im Falle zu ſchleunigen Getreideverkaufs ſeitens der 
Landwirtſchaft die Volksernährung im weiteren Verlaufe des Jahres 
gefährdet ſei, geht durchaus fehl, weil gerade der Handel, der dem 
Suſammenbruch preisgegeben wird, für die Einlagerung und die 
räumliche und zeitliche Verteilung der Beſtände entjprechend dem vor— 
handenen Bedarf ſorgt.“ 

Segen die Außerung des Reichskommiſſars, „daß im Salle von 
Swangsverſteigerungen die Gläubiger vielfach doch ausgefallen wären“, 
macht der Börjenvorjtand geltend, daß es, wenn die Anwendung der 
Verordnung nur auf ſolche Fälle beſchränkt bleiben Jollte, derart ein— 
ſchneidender Anderungen des bisherigen Entſchuldungsverfahrens nicht 
bedurft hätte. Denn wenn der Gläubiger tatjächlich mit gänzlichem oder 
teilweiſem Ausfall jeiner Forderungen rechnen muß, jo wird er auch 
freiwillig zum Akkord bereit ſein und iſt es bisher auch im Ent— 
ſchuldungsverfahren geweſen . Der Börſenvorſtand hat hiernach 
keine Möglichkeit geſehen, einen geordneten Pro- 
duktenhandel aufrechtzuerhalten und den Suſammen- 
bruch der beteiligten Firmen zu vermeiden, wenn nicht die Verordnung 
aufgehoben oder weſentlich geändert oder die Schutzmaßnahmen auf 
weitere Kreiſe ausgedehnt werden. Er hat ſich daher gezwungen ge— 
jehen, die Königsberger Produktenbörſe vom 21. November 1931 ab 
bis auf weiteres zu schließen.“ 

Der Deutſche Induſtrie- und Handelstag macht zur 
Notverordnung u. a. folgende Vorſchläge: Das Sicherungsverfahren 
dürfe nur dem zugebilligt werden, der nach wirtſchaftlichem und perſön— 


lichem Verhalten ſchutzwürdig iſt und deſſen Betrieb nach ſorgfältiger 


Prüfung erhaltungsfähig erſcheint. Dem Antrage auf Eröffnung des 
Sicherungsverfahrens ſeien die notwendigen Unterlagen beizufügen. 
Da die Verordnung kein Berufungs- und Beſchwerdeverfahren vor- 
ſieht, wird vorgeſchlagen, eine Schiedsſtelle zu berufen, die mit 
dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes und je 
einem von der Landwirtſchafts kammer und der 
Induſtrie- und Handelskammer zu benennenden 
Schiedsrichter beſetzt werden ſolle. Um die Aufrecht- 
erhaltung des Kreditſyſtems und der für die Landwirtſchaft unent- 
behrlichen Kredit-, Handels- und Produktionsgemwerbe ſicherzuſtellen, 
Jei der ſtärkſte Nachdruck darauf zu legen, daß die Eröffnung 
des Sicherungs verfahrens abzulehnen iſt, wenn die 
Entſchuldung mit Rückſicht auf die damit verbundenen Eingriffe 


in die Rechte der Gläubiger allgemeinwirtſchaftlichen Intereſſen zu— 
widerlaufen würde. In anbetracht der Beſtimmung, daß die Ver— 
wertung verpfändeter oder zur Sicherung übereigneter Gegenſtände 
nach Eröffnung des Sicherungsverfahrens unzuläſſig wird, ſei zu 
fordern, daß die Eröffnung des Verfahrens in ſolchen Sällen ab— 
zulehnen ſei, oder aber die vereinbarten Sicherungsrechte durch be— 
fondere Anordnungen geſchützt und unbeeinträchtigt erhalten werden 
müſſen. Weiter wird in Vorſchlag gebracht, daß bei Eröffnung des 
Sicherungsperfahrens auf Antrag des Schuldners, der Gläubiger— 
mehrheit oder des Treuhänders ein Gläubigerausſchuß zu ernennen ſei. 

In der Umgebung des neuen Oſthilfekommiſſars 
iſt man ſich von vornherein darüber klar geweſen, daß eine ſo ein— 
ſchneidende Maßnahme, wie die des Oſt-Moratoriums, Widerſtände 
bei denen hervorrufen mußte, die mindeſtens im erſten Abſchnitt der 
Wirkſamkeit dieſer Notverordnung davon ſtark betroffen werden. 
Allen dieſen Kreiſen müſſe aber vorweg klar und unzweideutig geſagt 
werden, daß ſie nicht nur wahrſcheinlich, ſondern ſogar mit ab= 
Joluter Gewißheit bedeutend ſtärker geſchädigt 
worden wären, wenn die rieſige Slutwelle der 
Swangsverſteigerungen wirklich gekommen wäre. 
Diefe Welle aber ſtand dicht bevor, und ſie ſei abgewendet worden 
durch eben dieſe Notverordnung. OLöſungen ohne Opfer Jind 
in unſerer Lage nicht mehr möglich, heißt es in den dem 
Oſtkommiſſar naheſtehenden „Landvolk- Nachrichten“. „Es gibt keine 
Patentlöſung, die niemand wehe tut“, heißt es dort. „Noch iſt nicht 
allen zum Bewußtſein gekommen, wie ſtark das Schickſal ihres Daſeins 
auf des Meſſers Schneide ſteht. Der Kampf um einige Prozent 
Ginſen iſt eine Angelegenheit, über die ſchon in kurzer Zeit niemand 
mehr reden wird. Nicht nur im Oſten, ſondern über- 
haupt im Deutſchen Reiche werden wir froh ſein 
müfſen, wenn überhaupt noch ein Teil der Sinſen 
und des Kapitals gerettet werden. Für den Oſten iſt 
nun der zermalmenden Walze des Nuins das erſte Halt entgegen— 
gerufen worden. Nach der erſten Aufregung werden auch die Gläu— 
biger in Oſtdeutſchland erkennen: Der Walze auch ihres Nuins. 
Angenehm und Janftift dieſer Eingriff nicht, aber 
er hat ein Argument für ſich, das alles ſchlägt: die 
zwingende Notwendigkeit.“ 

Immerhin find doch die Widerſtände gegen die Notverordnung Jo 
beträchtlich, daß der Oſtkommiſſar wohl nicht umhin Können wird, 
ihnen in der Durchführungs verordnung irgendwie Rechnung 
zu tragen. Es lag von vornherein in der Abſicht des Oſtkommiſſars, 
erſt die Aufnahme abzuwarten, welche die Verordnung in der Öffent- 
lichkeit und insbeſondere in den unmittelbar beteiligten Kreiſen findet. 
Die Durchführunggbeſtimmungen werden vorausſichtlich im Laufe der 
nächſten Woche erſcheinen. 


Wilna und Dünaburg. 


Kürzlich hat der Internationale Schiedsgerichtshof im Haag das 
vom Völkerbundsrat angeforderte Gutachten im litauiſch-polniſchen 
Streit wegen des Eiſenbahnverkehrs auf der Linie 
Landwarowo — Kaiſiadorus (Koſchedarp) erſcattet. 
Litauen ift der Auffaſſung, daß es durch die beſtehenden internationalen 
Verträge nicht verpflichtet iſt, auf dieſer Linie, die eine Ceilſtrecke der 
Linie Wilna —Kowno bzw. Wilna —Schaulen—Libau iſt, den Verkehr, 
wie Polen es verlangt, aufrechtzuerhalten. Der Haager Gerichtshof 
hat Litauen in dieſer Auffafſung einmütig recht gegeben und die pol 
niſche Forderung als unbegründet abgelehnt. Das 
Gutachten hat grundfägliche Bedeutung für die völkerrechtliche Be— 
urteilung des litauiſch-polniſchen Verhältniſſes inſofern, als der Haager 
Gerichtshof den Litauern das Necht auf die Sortjetung 
ihres Kampfes um Wilna nbeſtätigt hat. Der Gerichts- 
hof ſtellt mit ſeiner Entſcheidung die Gültigkeit des Be- 
ſchluſſes der Botſchafter konferenz vom 15. Mär; 1993, 
durch den neben den andern Oſtwojewodſchaften auch das Wilnagebiet 
„endgültig“ den Polen zugeſprochen wurde, in Frage. Bekanntlich) 
hat Litauen die am 9. Oktober 1920 erfolgte Wegnahme Wilnas durch 
den Handſtreich des Pilfudfki-Generals Zeligowfki niemals anerkannt 
und die ſeit 11 Jahren tatſächlich zu Polen gehörende Stadt Wilna zu 
Jeiner verfaſſungsmäßigen Hauptſtadt erhoben. Alle Beſtrebungen, die 
von polniſcher, franzöſiſcher oder Völkerbundsſeite ausgingen und dar— 
auf abzielten, Litauen irgendwie zur Anerkennung des Wilnaraubes zu 
veranlaffen oder zu zwingen, find an der hartnäckigen Standhaftigkeit 
Kownos geſcheitert. In Litauen iſt das vorliegende Gutachten des 
Haager Tribunals in der Verkehrsfrage als eine Etappe auf 
dem Wege zur Befreiung Wilnas von polniſcher 
Herrſchaft aufgefaßt worden. Litauen, ſo erklärte der Kownoer 
Außenminifter Dr. Faunius, werde nie aufhören, auch jetzt noch 
bei einer feſteren Rechtsgrundlage ſeine verfaſſungsmäßige Hauptſtadt 
zurückzuverlangen. Mit Recht weiſt die halbamtliche „Lietovos Aidas“ 
darauf hin, es könne nicht verſchwiegen werden, daß der Haager Erfolg 
zum nicht geringen Teil auf die ſeinerzeit von Woldemaras ein- 
geleitete Außenpolitik, die einen ſtreng polenfeindlichen Kurs mit mög— 


lichſter Anlehnung an Deutſchland verfolgte, zurückzuführen ſei. 
Litauen hat in der Cat durch die Haager Entſcheidung in 
der Wilnafrage eine neue rechtliche Plattform er- 


halten, von der aus es den Kampf um feine hiſtoriſche Hauptſtadt 
Wilna weiter durchführen kann, 


Sugleich iſt ihm in Lettland in dieſem Kampf gegen Polen ein 
Bundesgenoſſe erſtanden. Denn während auf der einen Seite 
ſchon ſeit längerer Seit Beſtrebungen einer engeren wirtſchaftlichen 
Qufammenarbeit zwiſchen Kowno, Riga und Reval mit dem Ziel einer 
Wirtſchaftsunion der drei baltischen Staaten im Gange ſind, treten auf 
der andern Seite die Erfolgsausſichten der baltiſchen Blockpläne 
Polens mehr und mehr zurück. Denn Eſten und Letten erkennen, daß 
Polen ihnen in ſeinem machtpolitiſchen Suſtem lediglich die undankbare 
und gefahrvolle Rolle wirtſchaftlicher und politiſch-militäriſcher Vaſallen 
zugedacht hat. Vor allem in Lettland kann man feſtſtellen, daß die zeit- 
weilig recht fühlbare Hinneigung zu Polen einer ſtarken Verſtimmung 
Platz gemacht hat. Es kann wohl kein Zweifel darüber beſtehen, daß 
der Kürzlich von einem lettiſchen Journaliſten vorgetragene Plan 
eines Verkaufs Lettgallens an Polen von Warſchauer 
Kreiſen inſpiriert worden iſt. Polen erhebt aus angeblichen hiſtoriſchen 
und nationalen Gründen Anſprüche auf dieſes Gebiet, das Jeiner 
Slächenausdehnung nach etwa ein Viertel des lettiſchen Staates aus- 
macht. Die polniſche Agitation hat nun im Laufe der Jahre in dieſem 
katholiſchen Teile Lettlands Jo erhebliche Sortſchritte gemacht, daß die 
Rigaer Regierung endlich energiſch durchgreifen 
mußte, um zu verhindern, daß Dünaburg ein zweites 
Wilna wird: Polniſche Winderheitsſchulen im Grenzgebiet wurden 
geſchloſſen; eine polniſche Seitung in Dünaburg wurde verboten; dem 
Verband der Polen in Lettland wurde der Prozeß gemacht und 
katholiſchen Geiſtlichen, die die Hauptträger der polniſchen Bewegung 
ſind, wurde ihr ſtaatsgefäbrliches Handwerk gelegt. Dieſes Vorgehen 
der lettiſchen Regierung. hat eine ftarke Entfremdung der 
beiden Staaten zur Folge gehabt. Die Welt erlebte wieder ein- 
mal das merkwürdige Schauſpiel, daß ſich gerade das Land, das ſeine 
Minderheitenpolitik zu einem raffinierten Suſtem der Unterdrückung 
Andersdenkender ausgebaut hat, als verfolgte Unſchuld auffpielte und 
ſich zum Schützer des Rechtes der Minderheiten aufwarf. Dieje Con- 
art wirkte nahezu komiſch bei einer Preſſe, die es als eine nationale 
Großtat zu feiern pflegt, daß 1 Million Deutſche aus ihrer Heimat 
verjagt worden ſind, und die es ganz in der Ordnung findet, daß das 
Lebensrecht der Ukrainer mit Füßen getreten wird. 

Diplomatiſche Noten, Proteſtkundgebungen und 
Kriegsdrohungen wurden von polniſcher Seite an die lettiſche 
Adreſſe gerichtet. Ohne Erfolg: Lettland hat ſich nicht einſchüchtern 
kalfen. Man weiß in Riga, daß Polen tatſächlich Abſichten auf Düna- 
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burg und Lettgallen hat und daß es daher notwendig iſt, der weiteren 
Ausdehnung der irredentiſtiſchen Bewegung entgegenzutreten, wenn 
man einer Annektion des an ſich in mancher Hinſicht unzuverläſſigen 
Landes durch Polen vorbeugen will; und man hat ein gutes Mittel zur 
Hand, um die polniſche Hetze zum Schweigen zu bringen: Die Droſſe— 
lung der polniſchen Einfuhr nach Lettland. Dieſe Drohung hätte man 
in Polen, zumal Lettland kein besonders guter Käufer polniſcher Er— 
jeugniſſe und Rohſtoffe iſt, in normalen Seiten wahrſcheinlich wenig 
beachtet. In einer Seit, in der ſich die Auslandsmärkte mehr und mehr 
den polniſchen Waren verſchließen, fallen jedoch auch die J0 bis 59 Mil— 
lionen Zloty, für die Polen nach Lettland exportiert, ſchwerer ins 
Gewicht, als der Warſchauer Regierung, die ſich lieber von politiſchen 
als wirtſchaftlichen Überlegungen leiten läßt, wohl angenehm iſt. 

Man hat den Eindruck, daß Polen nach den Rückſchlägen, die 
es in letzter Zeit in ſeinem Verhältnis ſowohl zu Litauen wie zu Lett— 
land erlebt hat, ſich auf eine neue Taktik beſinnt. Als 
kürzlich in Kowno der Parteitag der litauiſchen Sozialdemokraten ſtatt— 
fand, brachte die Warſchauer Preſſe zur allgemeinen Überraſchung die 
Meldung, daß der Parteitag beſchloſſen habe, für eine Ls ſung der 
Wilnafrage durch Volksabſtimmung einzutreten. In 
Wirklichkeit hatte man ſich auf der Kownoer Tagung mit der Wiina— 
frage überhaupt nicht befaßt. Das Erſtaunen wurde noch größer, als 
die polniſche Preſſe hierzu erklärte, daß polniſcherſeits gegen dieſen 
Vorſchlag der litauiſchen Sozialdemokraten nichts einzuwenden ſei. Es 
hat ſich bei dieſem Verhalten der Warſchauer Blätter anſcheinend um 
ein taktiſches Manöver gehandelt, um den Verſuch, einen 
etwaigen neuen litauiſchen Vorſtoß in der Wilnafrage von vornherein 
in eine Bahn zu leiten, auf der er ſich totlaufen müßte. Entweder 
fühlen ſich die Polen nach zehnjähriger Herrſchaft im Wilnagebiet 
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ſchon ſtark genug, um eine Volksabſtimmung in ihrem Sinne mit Erfolg 
durchführen zu können, oder ſie ſtellen vor der internationalen Öffent= 
lichkeit die Volksabstimmung als das einzig annehmbare Löſungsmittel 
des alten Streitfalles hin, weil ſie wiſſen, daß eine Volksabstimmung 
angeſichts der gänzlich unklaren Nationalitätenfrage in dieſem Gebiet 
eine pfychologiſche Unmöglichkeit iſt. Dieſe Unmöglichkeit iſt bereits 
vor zehn Jahren einmal von einer Völkerbundskommiſſion, die zur 
Unterſuchung der Volkstumsverhäliniſſe im Wilnagebiet eingeſetzt 
worden war, feſtgeſtellt worden. Polen wird alſo wohl ſagen: wenn 
eine neue Löſung gefunden werden Joll, daun Kann das Mittel, hierzu 
zu gelangen, nur eine Abſtimmung ſein. Da eine Abſtimmung aber 
undurchführbar iſt, iſt es auch nicht möglich, eine neue Löſung zu finden. 
Mithin muß alles jo bleiben, wie es jetzt ijt, wenigſtens Jo lange jo 
bleiben, bis ſich das Nationalbewußtſein der heute größtenteils national 
noch indifferenten Bevölkerung ſoweit geklärt und gefeſtigt hat, daß 
man eine Abſtimmung vornehmen kann. In der Swiſchenzeit, ſo wird 
man ſich in Polen die Sache wohl denken, wird durch die Poloniſie— 
rungspolitik ſchon die notwendige „Klarheit“ herbeigeführt worden fein, 
Bei einer ſolchen Argumentation wäre nicht einzuſehen, warum die 
Bevölkerung des Wilnakorridors die Wartezeit bis zur Abstimmung, 
die denn eine endgültige Entſcheidung herbeiführen ſoll, ausgerechnet 
unter polniſcher und nicht etwa unter litauiſcher Herrſchaft zubringen 
ſoll. Die Verhältniſſe liegen doch Jo, daß die derzeitige „Löſung“ 
von Polen mit Gewalt herbeigeführt worden iſt und daß es unerfind— 
lich iſt, wie eine neue Löſung anders als gleichfalls durch Gewalt her— 
beigeführt werden könnte. — Die Berufung der polniſchen Preſſe auf das 
Mittel der Volksabſtimmung ijt übrigens recht intereſſant: Was würde 
dieſelbe Preſſe wohl dazu ſagen, wenn dasſelbe Mittel bei der Löſung 
der deutſch-polniſchen Srenzfrage angewandt werden ſollte? Dr. K. 


Aus dem Lande der „moraliſchen Sanierung“, 


Der neue Wojewode von Pommerellen. 


Nachdem der Wojewode von Kielte, Pacriorkomwjki, die Ver— 
jetzung nach Thorn abgelehnt hatte, iſt nunmehr der Vizewojewode 
von Lodz, Kirtiklis, zum Wojewoden von Pommerellen ernannt 
worden. Er hat ſeinen Poſten ſofort angetreten. Der bisherige 
Wojewode Lamot war bekanntlich vor einiger Seit zurückgetreten. 
Er iſt nunmehr in den Nuheſtand verſetzt worden. 

Stephan Kirtiklis wurde 1890 in Kolno in der Wojewod— 
ſchaft Warſchau geboren. Nach Beendigung der Nealſchule war er 
gezwungen, als politiſcher SEmigrant ins Ausland nach Brüel 
zu gehen, wo er auf der nationalökonomiſchen Fakultät der Brüſſeler 
Univerſität ſeine Studien beendete. In den Jahren 1914 bis 1919 
arbeitete er in der P. O. W. (Polniſche Wilitärorganiſation) zunächſt 
in Warſchau, ſpäter in den Bezirken Lomza, Petrikau und Kielce ſowie 
im Bergwerksrevier. 1917 tritt er in die Oberſte Heeresleitung der 
polniſchen Truppen ein, wo er Kommandant des Verbindungsdienſtes 
wird. Anfang 1919 nimmt er an dem Marſche auf Wilna und an den 
Kämpfen bei Wilna teil. Nach der Beſetzung Wilnas durch die 
Truppen des Generals Seligowſki im Jahre 1920 wird er zum Chef 
des Sicherheitsdienſtes in Mittellitauen ernannt. In den Jahren 1922 
bis 1926 bekleidet er einen leitenden Poſten der Militär-Gendarmerie. 
1927 erhielt er ſeine Verſetzung ins Innenminiſterium, wo er bis 
November 1928 verbleibt. Darauf amtiert er als Wilnaer Vize- 
wojewode bis zum Dezember 1930 und wird im Juni 1931 zum Vize- 
wojewoden in Lodz ernannt, von wo er jetzt nach Thorn abberufen 


wurde. 
ö Proben polniſcher Winderheiten politik. 

In Klobſchin (Klobucun), Kreis Karthaus, beſtehen zwei benachbarte 
Schulen, eine deutſche und eine polniſche. Beide Schulen beſitzen einen 
gemeinſamen Schulhof. Die polniſche Schule wird von dem Lehrer 
Szalemwjkı geieitet. Ein deutſcher Schüler, Herbert Kowalke, 
der bei ſeinem Schwager, dem polniſchen Staatsangehörigen deutſcher 
Abſtammung, Paul Kratz ke, wohnt, beſucht die deutſche Schule in 
Klobſchin. Vielleicht wäre über die in der Schule herrſchende Stimmung 
nie etwas an die Öffentlichkeit gekommen, wenn ſich nicht ein Vorfall 
ereignet hätte, der zur Anklage eines deutſchen Landwirts führte, der 
in der Wahrung berechtigter Intereſſen wider alles Erwarten auf die 
Anklagebauk gebracht, ja ſogar verurteilt werden konnte. Das kam Jo: 
Im Herbſt vergangenen Jahres ſpielten die Kinder beider Schulen in 
Klobſchin während einer Unterrichtspauſe auf dem gemeinſamen Spiel— 
plate. Während der Pauſe gab Szalewſki den polniſchen Schülern 
einen Strick mit der Aufforderung, den deutſchen Schüler 
Herbert Kowalke an Händen und Süßen zu feſſeln. 
Der deutſche Junge wurde dann von den polniſchen 
Schülern geſchlagen; der Lehrer nahm au dieſer „Geſchicklich 
keitsprüfung“, wie er das nannte, teil. 

Der Landwirt Paul Kratzke brachte als Vormund des Herbert 
Kowalke dieſen Vorfall dem Kreisſchulinſpektor in Karthaus zur An— 
zeige und bat um Beſtrafung des Lehrers. Der Kreisſchulinſpektor 
wies nach einer „Unterſuchung“ des Falles die Beſchwerde zurück, 
drehte dann den Spieß um und ſtellte beim Burggericht in Karthaus 
gegen den Landwirt Paul Kratzke Strafantrag wegen Be- 
leidigung und Verleumdungl Kratzkee wurde am 26. März 
d. J. in Karthaus zu zwei Monaten Haft und 10 Sloty 
Geldſtrafe ſowie zur Tragung der Gerichtskoſten 
verurteilt! Als Zeugen wurden damals nur der Lehrer Szalemjki 


und einige polmifche Kinder vernommen. Die Vernehmung deutſcher 
Zeugen lehnte das Gericht ab. 

Gegen dieſes Urteil erfter Inſtanz legte Kratzte Berufung ein. 
In der Berufungsverhandlung, die am 19. November in Neuſtadt ſtatt⸗ 
ſand, wurde in der Seugenvernehmung etwas ſachgemäßer verfahren. 
Der mißhandelte deutſche Schüler und der deutſche Landwirt Albrecht 
Schröder waren als Zeugen geladen. Swei weitere deutſche Schüler, 
die Augenzeugen des Vorganges waren, wurden vom Gericht als 
Zeugen abgelehnt. Das Ergebnis der Verhandlung war, daß ſich die 
Beſchwerde des deutſchen Landwirts Kratzke über die Mißhandlung 
ſeines Pflegeſohnes durch den polniſchen Lehrer und polniſche Schüler 
als vollkommen berechtigt erwies. Der Staatsanwalt beantragte ſelbſt 
den Freiſpruch. Das Gericht ſprach den Angeklagten Paul Kratzke 
von der Anſchuldigung der böswilligen Verleum- 
dung und Beleidigung frei. Gegen den polniſchen Lehrer 
Szalewjki, der mit ſeinen „Geſchicklichkeitsübungen“ merkwürdige 
pädagogiſche Talente bewieſen hatte, iſt freilich kein Verfahren ein— 
geleitet worden. Die Mißhandlung deutſcher Kinder wird in Polen 
nicht beſtraft. N 
Die drei Danziger Staatsangehörigen Kühn, Meyer und 
IJloh, die vor einigen Wochen unter dem Verdacht der Wirt- 
ſchaftsſpiouage in Thorn verhaftet worden waren, ſind auf 
Grund einer Anordnung des Wojewoden von Pommerellen aus- 
gewieſen worden. N 

In Strasburg im Pommereller Korridor haben die 
polniſchen Sicherheitsbehörden bei ſechs deutſchen Neichs⸗ 
angehörigen Hausſuchungen vorgenommen. Der Polizei 
ſoll dabei nach den polniſchen Meldungen zahlreiches Belaſtungs- 
material, wie Druckfchriften, Abzeichen, Uniformknöpfe u. dgl. mehr in 
die Hände gefallen ſein, woraus angeblich hervorgehen ſoll, daß dieſe 
Deutſchen der Nationalſozialiſtiſchen Partei angehören. 
Swei Deutſche wurden verhaftet. 


Engliſche Kohle in Pommerellen! 


Die engliſche Kohlenoffenſioe nimmt für Polen immer 
gefährlichere Formen an. Neuerdings bejchränkt fie ſich nicht mehr 
auf die Wiedereroberung der ſeinerzeit an Polen 
verlorenen Jkandinavifhen Abfatzmärkte, ſondern 
beginnt im polniſchen Staatsgebiet ſelbſt der oberſchleſiſchen Kohle 
Konkurrenz zu machen. Bereits vor einigen Wochen wurde das Auf- 
tauchen engliſcher Kohle in Danzig gemeldet; nunmehr 
kommen auch Meldungen aus Pommerellen, nach denen dort engliſche 
Kohle in größeren Mengen angeboten und gekauft wird. In Dir - 
bau, Konitz und Neuſtadt ſind bereits einige Abſchlüſſe zu⸗ 
jtande gekommen, und es iſt zu erwarten, daß, wenn keine energischen 
Abwehrmaßregeln ergriffen werden, dieſe Konkurrenz im eigenen Lande 
bedrohliche Ausmaße annimmt, zumal die von den engliſchen Exporteu- 


ren angebotene Kohle um 8 Sl. pro Tonne billiger iſt als die polniſchel 


Die Binnenſchiffahrt zwiſchen Oſtpreußen und dem Reich. 

Zur Erleichterung der Binnenſchiffahrt zwiſchen Oſtpreußen und 
dem übrigen Deutſchland iſt es der Reichsregierung gelungen, eine 
Herabſetzung der polniſchen Gebühren für den 
Durchgangsfichtvermerk von 5 Mark auf 0,80 Mark zu 
reichen. Das „Merkblatt für den Durchgangsbinnenſchiffsverkehr 
wiſchen Ostpreußen und dem übrigen Deutjchland“ ijt entſprechend 
wandert worden. 
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Grenzreviſion und polniſche Hetze. 


Aufruf der Senatoren Vorah und Johnſon. 

Bedeutungsvoll für unſere außenpolitiſche Lage iſt eine Waſhingtoner 
Meldung. Danach veröffentlichten in der „World“ Senator 
Borah und Senator Johnſon gleichlautende Erklärun- 
gen, die die amerikaniſche Nation zur Neviſion 
des Vertrages von Verfailles aufrufen, Die 
deutſch-polniſche Grenze müſſe innerhalb Jahres- 
frift geändert werden, wenn nicht Amerika in einen 
neuen Krieg derwickelt werden ſolle. 

Der erneute Vorſtoß der amerikaniſchen Senatoren beweiſt, daß 
die Frage des deutſch-polniſchen Korridors aus der internationalen 
Diskuſſion nicht mehr verſchwinden wird. Als Senator Borah ſich 
gelegentlich des Beſuches des franzöſiſchen Minijterpräjidenten Laval 
für die Neviſion der Oſtgrenzen ausſprach, wurde verſucht, dieſes Vor— 
gehen als nichtamtlich abzutun. Alle diejenigen Kreiſe, die dieſer 
Auffaſſung huldigten, haben aber verkannt, daß Amerika die Ver— 
ſtümmelung Deutjchlands ſchon längſt als ein geſchichtliches Unrecht, 
als eine Vergewaltigung, unterſtützt durch Unkenntnis der europäiſchen 
Verhältniſſe, erkannt hat. Man weiß zudem in Amerika, daß 
Deutſchland das einzige zuverläſſige Bollwerk 
gegen den Bolſchewismus iſt, und daß mit dem Untergang 
Deuiſchlands die Kultur Curopas und auch der wirtſchaftliche Unter— 
gang Amerikas beſiegelt iſt. Amerika, das viele Milliarden Mark in 
Deutſchland inveſtiert hat, dem alſo nur an einem blühenden Deutjch= 
land gelegen ſein kann, hat kein Intereſſe an dem weiteren Hinſiechen 
eines Landes, deſſen Wirtſchaftsorganismus im Oſten willkürlich aus 
machtpolitiſchen Motiven heraus zerſchnitten wurde. Amerika (fühlt, 
daß die Einengung des deutſchen Lebensraumes und die weitere Aus— 
beutung die nationalen Kräfte zur Beſinnung bringt, und es glaubt 
nicht, daß ſich ein kommendes Deutſchland auf die Dauer mit dem. 1919 


aus Haß und Unkenntnis geſchaffenen Zujtand der Sklaverei abfinden 


wird. 
„Schleſien in Flammen.“ 

Die polniſche Regierung hat in Genf verſprochen, daß ſie alles 
tun werde, um das Vertrauen der deutſchen Minderheit zu den 
polniſchen Behörden wiederherzuſtellen. Der polniſche Außenminiſter 
Zaleſki hat im vergangenen September dem Völkerbunde eine Denk- 
ſchrift überreicht, in der er Vorſchläge für die Durchführung einer 
moraliſchen Abrüſtung macht. Die Welt iſt über Polen immerhin 
ſchon ſo weit aufgeklärt, daß ſie ſolche von Warſchau kommende 
Vorſchläge mit einem nachſichtigen Lächeln abtut. Die Erinnerung an 
die Cerrorwahlen von 1939 kann durch eine heuchleriſche Geſte des 
Herrn Zalefki nicht ausgelöſcht werden, zumal man in Polen ſelbſt 
keinerlei Anſtalten zur moraliſchen Abrüſtung trifft. 

Die polnische Cheatergeſellſchaft Opolanka führt, wie ſchon be— 
richtet, im Rahmen des „ſchleſiſchen Monats“ mit Unter⸗ 
ſtültzung der Warſchauer Regierung in den Städten Oſt⸗ 
oberſchleſlens unter dem Titel „Schleſien in Flammen“ ein 
Theaterſtück auf, das ein Muſterbeiſpiel der gegen Deutſchland ge— 
richteten Volksverhetzung darſtellt. Im erſten Akt dieſes „Dramas“ 
unterhält man ſich über deutſche Greueltaten in der Seit des dritten 
Polenaufſtandes und erwähnt u. a., daß ein polniſcher Geiſtlicher von 
den Deutſchen ermordet wurde. Ein junges Mädchen gibt dann der 
Befürchtung Ausdruck, daß die rohen deutſchen Beſtien alle Polen 
ermorden werden; die ganze Welt wiſſe doch, daß die Deutjchen 
während des Weltkrieges polniſches Land ausgeplündert und in 
Belgien gewiſſenlos gemordet hätten. Unter ſteigender Erregung und 
Flüchen gegen die deutſchen Mörder ſchwören die Verſammelten, den 
Aufſtand nach Kräften zu unterſtützen, um von dem preußiſchen Joch 
befreit zu werden. Im zweiten Akt ſoll ein Greis von den Deutſchen 
erſchoſſen werden. Sein Enkel will ihn befreien „aus den Krallen 
des kreuzritterlichen Neptils, aus den Händen der Barbaren und ge— 
wiſſenloſen Mörder“. Jeder Satz dieſes Aktes atmet einen unaus— 
löſchlichen Haß gegen alles Deutſche. Der dritte Akt ſchildert deutſche 
Gewalttaten an polniſchen Frauen. Eine Frau, deren Vater erſchoſſen 
wurde, fällt in Weinkrämpfe und ſchreit den auf der Bühne auf— 
tretenden deutſchen Offizieren zu: „Ihr jeid Huänen und Beſtien, ihr 
jeid Kinder- und Muttermörder. Eure Heldentaten zeigt ihr in der 
Ermordung von Greiſen und wehrloſen Frauen. Anſtatt ehrlich zu 
kämpfen, brennt ihr polniſche Höfe nieder und plündert ſchutzloſe 
Häuſer. Gott wird euch deutſchen Schweine ſtrafen.“ Mit wollüſtiger 
und ſadiſtiſcher Behäbigkeit werden ganze Szenen aufgeführt, in denen 
zitternde Greiſe von Deutſchen mit Gummiknüppeln bearbeitet werden. 
Dann läßt der polniſche „Dichter“ einen polniſchen „Patrioten“, zu 
den Deutſchen gewandt, ſprechen: „Schämt ihr Barbaren euch nicht, 
Rache an einem Greiſe zu nehmen? Die ganze Welt zeigt mit Fingern 
auf euch Meuchelmörder. Diejelben Morde, Plünderungen und Ge— 
walttaten, die ihr im Kriege verübt habt, wollt ihr jetzt auch in 
Schleſien verüben.“ Weiter läßt der Dichter eine Frau ausrufen: 
„Seht ihr, jetzt laſſen mich die Deutſchen nicht einmal zu meinem 
ſterbenden Mann. Ich will aber auch dieſes Leid noch für ein freies 
Polen ertragen.“ In dem vierten Akt werden mit der gleichen Roheit 
schließlich die ſeeliſchen Qualen der „Nenegaten“ geſchildert, wie die 
Polen jene Deutſchen nennen, deren Vorfahren einſt irgendwie von 
Polen abſtammen ſollen. Es iſt unmöglich, alle Einzelheiten dieſes 
Erzeugniſſes einer geradezu wahnſinnig verſeuchten chauviniſtiſchen 


Phantaſie hier aufzuzählen. Die wenigen Proben werden auch ohnehin 


werden“. 


Waffe 


wie Schakale uns ſcharen 


Kreuzritter. 


genägen, um ein Bild davon zu geben, wie die praktiſche Verwirk— 
lichung der von dem polniſchen Außenminiſter in Genf empfohlenen und 
beantragten moraliſchen Abrüſtung ausſieht. — Den Veranſtaltern ge— 
nügten die Hetzereien des Dichters noch nicht. Swiſchen dem dritten 
und vierten Akt wurde eine Feſtanſprache eingeſchaltet, in der aus— 
einandergeſetzt wurde, daß das Stück dazu dienen ſolle, die Erinnerung 
der polniſchen Bevölkerung an die überſtandenen Seiten des deutſchen 
Joches wachzuhalten, an ein Joch, unter dem heute noch die polniſchen 


Brüder im deutſch gebliebenen Teile Oberſchleſiens ſeufzen. Jedoch 
werde dieſer Landesteil vielleicht in nicht allzu 
langer Seit dem polniſchen Mutterlande ange- 


ſchloſſen ſein! Auch dieſer Jo feierlich angekündigte Nauozug 
gegen deutſches Gebiet wurde mit brauſendem Jubel aufgenommen, 
wie ſchon vorher alle beſonderen „patriotiſchen“ Kraftſtellen des 
niedrigen Machwerkes. 


Die „friedliebenden“ Polen in Danzig. 

Der diplomatiſche Vertreter Polens in Danzig, Dr. Stras- 
burger, hat durch fein taktlojes Verhalten die Geduld der Danziger 
Bevölkerung ſchon mehrfach auf eine harte Probe geſtellt. Dieſer 
Diplomat ſieht ſeine Hauptaufgabe darin, die Beziehungen zwiſchen 
Warſchau und Danzig ſtändig auf einem nahezu unerträglichen Grad 
der Spannung zu erhalten, anjtatt, wie es feines Amtes wäre, den 
ohnehin überreichlichen Konfliktsſtoff, der an der Danzig-polniſchen 
Grenze aufgehäuft iſt, aus dem Wege zu räumen. Strasburger hat 
am 15. November vor einer Verſammlung polniſcher Neſerveunter— 
offiziere in Danzig gejagt, der Danziger Boden, auf dem er 
ſtehe, ſei „polniſche Erde und müſſe wieder polniſch 
Dieſe Äußerung, in der die polnischen Annektionsabſichten 
offen zugegeben werden, fällt gerade in die Seit, in der einige Streit— 
fragen zwiſchen Danzig und Polen vor dem Internationalen Gerichts— 
hof im Haag anhängig ſind, von deren Entſcheidung ſehr viel für die 
Freie Stadt Danzig abhängt. 

Eine anonym und geheim unter dem Namen „Srom“ („Donner— 
ſchlag“) in Danzig hergeſtellte polniſche Druckſchrift leiſtet ſich die 
rüdeſten und unflätigſten Beſchimpfungen und Bedrohungen der 
deutſchen Behörden ſowie der deutſchen Bevölkerung Danzigs. Sie 


wird unter der polniſchen Bevölkerung von Hand ju Hand verbreitet 
und iſt Jo aufreizender Art, daß die Verfaſſer dieſes elenden Mach— 


werks es vorgezogen haben, ſich hinter dem Schutze der Anonymität 


zu verkriechen, um dem Zugriff durch die Danziger Behörden zu ent- 


gehen. Die Hintermänner dieſer polniſchen Schmähſchrift höhnen in 
zuniſcher Weiſe über die Danziger Behörden, weil es ihnen bisher 
nicht gelungen ſei, die geheime polniſche Druckerei und die Heraus— 
geber ausfindig zu machen. Man könnte über dieſe polniſche Schmäh— 
ſchrift hinweggehen, wenn ſie nicht kennzeichnend dafür wäre, in wie 
verbrecheriſcher Weiſe die polniſche Volksſeele aufgepeitſcht und zu 
Gewaltakten gegen die deutſche Bevölkerung Danzigs aufge— 
ſtachelt wird. 

In dieſem „Srom“ heißt es u. a.: „Sollen wir kämpfen nur mit 
offener Sturmhaube und im offenen Selde? Niemals, wir würden 
damit unſer Todesurteil unterſchreiben. Sür uns iſt heute jede 
gut. Wir werden ſtark, grauſam, ge- 
mein, vor Hinterliſt und Verrat nicht zurük- 
ſchreckend, liſtig wie Schlangen und blutdürſtiger 
und rüſten im glühen 
den. Haß, in Verrat und CTotſchlag mit kaltem 
Blute aus dem Hinterhaltel“ 

Es folgen wütende Angriffe gegen den Präſidenten des Senats 
Dr. Siehm und die Danziger Polizeibehörden. Ganz im Geiſte 
der „Nota“ jpricht die polniſche Schmähſchrift: „Soll der Preuße 
uns wieder ſtraflos ins Geſicht ſpucken?“ Und dann wird zu offener 
Gewalt aufgefordert: „Beratet im ſtillen, Ihr Polen, es ſind doch 
viele in Danzig, es genügen das 10 v. H. Eurer Sahl gegen die 
Der Teufel iſt nicht ſo fürchterlich, wie er ausſieht. 
Stock, Knüppel und Kugel treffen ebenjo jeden Kreuzritterräuber wie 
auch den Außenſtehenden, nur muß man den Stock gebrauchen und 
keine Furcht haben. Daher: Hoch das Herzl Stärket Geiſt 


und Körper, um bereit zu ſein auf den Cag 
zur endgültigen Auseinanderſetzung mit dem 
unflätigen Kreuzritter. Handelt, ſeid geduldig, 
aber jeden Augenblick zum Sprunge bereit!" 


In eindringlicher Weiſe gibt die polniſche Druckſchrift folgende 
Verhaltungsmaßregeln gegenüber der deutſchen 
Bevölkerung in Danzig: 

„Denke daran, daß der Kreuzritter nicht Dein Nächſtor iſt! Nur 
durch die Cat erwirbſt Du Anſehen beim Seinde! Schlage als An- 
gegriffener Jo, daß es bis im Himmel zu hören if! Nüjte Dich, übe 
Dich, morgen kannſt Du in den Kampf rücken!“ 

Als „Katechismus des Danzigers“ werden folgende un— 
erhörte polniſche Haßausbrüche gegen alles Deutſche bezeichnet, wo- 
bei mit dem Ausdruck „Schwaben“ die Deutſchen gemeint ſind: 

Wen hat die ganze Welt erkannt als Schuft, Gauner, Halunken? — 

den Kreurritter. N 

Wer faugte jahrhundertelang den Saft aus Polen wie ein Band- 

wurm? — der Kreuꝛfritter. ö 

Welche Methoden wendet das Ungeziefer der Kreuzritter überall 

an? — die der Schurkerei. 5 
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Was wartet unjer, wenn in uns Angſt, Schwäche oder Verrat 
ſein wird? — Vernichtung. N 

Was müſſen wir den Kreuzrittern entgegenſtellen, wenn uns das 
Leben lieb iſt? — die Kraft. N 

Wie wehrt man ſich am bejten gegen Vernichtung durch die Kreuz— 
ritter? — in Scharen. N 

Was find die Schwaben, wenn ſie ſehen, daß jemand kraftlos da— 

liegt? — Helden. 

Und was machen fie, wenn ſie viele jtarke Menſchen ſehen? — be— 

nehmen ſich feige. 

Was aber werden wir mit der Beſtie der Kreuzritter machen? — 

hauen. 

Was macht man, wenn man irgendwo den Hitlerhorden begegnet? — 

gibt ihnen in die Creſſe. 

Was ſoll übrigbleiben, wenn Du mit den Schwaben einen Tanz; 

aufführſt? — Gullaſch. 

Was alſo ſoll man öfters kräftig ausbilden? — die Sauſt. 
Dieſe Aufforderung zur Gewalt gegen die deutſche Bevölkerung 
Danzigs durch polniſche Wühler wird man ſich zu merken haben, 
wenn wieder die abgeleierte Walze aufgelegt wird, die polnijche 
Minderheit in Danzig würde „verfolgt“ und „in ihren Nechten ge— 
ſchmälert“. 


Neue Pakfverhandlungen Moskau — Warſchau. 


Der ruſſiſche Außenkommiſſar Lit winow hat am 21. November 
dem polniſchen Seſandten in Moskau, Patek, erklärt, daß die 
Regierung der Sowjetunion bereit ſei, neue Ver⸗ 
handlungen über den Abſchluß eines Nichtangriffs- 
paktes zwiſchen RNußland und Polen einzuleiten. 
Litwinow erklärte, daß die ruſſiſche Regierung der Anſicht ſei, daß die 
neuen ruſſiſch-polniſchen Verhandlungen nach dem Muſter der 
Verhandlungen mit Frankreich über den Abſchluß eines 
Nichtangriffspaktes durchgeführt werden können. Demgegenüber er— 
klärte Patek, daß diejer Standpunkt der Somjetregierung nicht in 
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Einklang zu bringen ſei mit dem polnischen Standpunkt in dieſer Frage, 
daß die polniſche Regierung aber bereit ſei, mit der 
Sowjetregierung auf der Grundlage der polniſchen 
Vorſchläge vom Jahre 192% zu verhandeln. Die An- 
regung zur Wiederaufnahme der Verhandlungen zwiſchen Moskau und 
Warſchau iſt auf die Vermittlung des neuen franzöſiſchen Botſchafters 
de Jean zurückzuführen, der auf ſeiner Neiſe von Paris nach Mos— 
kau in Warſchau Aufenthalt genommen hatte, um dort perjönlich mit 
den maßgebenden Perjönlichkeiten der Warſchauer Regierung zu ver— 
handeln. Trotz des Meinungsaustauſches zwiſchen Patek und Litisinow 
werden die Verhandlungen als fehr ſchwierig an- 
geſehen, da die Warſchauer Regierung auch die baltiſchen 
Länder als ihre Partner zu den Verhandlungen 
hinzuzuziehen beabſichtigt. Die Regierung der Sowjetunion hat 
jedoch nicht die Absicht, auf dieſe Forderungen der polnischen Re— 
gierung einzugehen. 
* 


Verbot des Arbeiterſchutzbundes in Danzig. 

Die Danziger Regierung hat den Arbeiterſchutzbund, die 
ſozialdemokratiſche Wehrorganiſation, mit ſofortiger Wir- 
kung aufgelöſt. Den letzten Anſtoß zu dieſem Verbot hat die 
Ermordung eines nationalloztaliſtiſchen S. A. 
Mannes in Kahlbude durch Mitglieder des Arbeiterſchutzbundes 
gegeben. In der Verhandlung haben die Mörder u. a. mitgeteilt. daß 
die Arbeiterſchutzbündler bei ihren Veranſtaltungen mit Wiſſen, 
Duldung und Willen ihrer Führer und ſelbſt der 
Bundesleitung Waffen bei fich führten, um die 
Nationalſozialiſten zu überfallen. Im Intereſſe der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung in Danzig hat ſich die Regierung daher zum 
Verbot entſchloſſen. Dieſe Maßnahme liegt ganz im Nahmen der 
Maßnahmen, deren Durchführung der Völkerbundskommiſſar Graf 
Sravina dem Danziger Senat empfohlen hatte. Auch der Ver— 
u: den Arbeiterſchutzbund in veränderter Form neu aufzuziehen, ift 
verboten. 


Lom polniſchen Schulweſen in Deutſchland. 


Im Preußiſchen Landtag hat ſchon vor einiger Seit der Chriſtlich— 
Soziale Volksdienſt folgende Kleine Anfrage eingebracht: Seitungs— 
nachrichten zufolge hat der Vizepräſident Dr. Fiſcher vom Ober— 
präſidium Oppeln auf der Tagung des katholifchen Akademikerver— 
bandes in Gleiwitz Mitteilungen über den gegenwärtigen 
Stand des polniſchen Minderheitsſchulweſens 
in Deutſch-Oberſchleſien gemacht. Danach haben von 
den 27 zurzeit ſtaatlichen Minderheitsfchulen nur noch fünf 
die in dem Genfer Abkommen vorgeſchriebene Schüler- 
zahl. Wir ſtellen alſo feſt, daß an den deutſchen Schulen Preußens 
6000 Lehrkräfte eingeſpart werden, daß aber an den polnilchen 
Schulen allein Deutſch-Oberſchleſiens noch 22 Klaſſen gehalten werden 
über das durch die internationale Vereinbarung vorgeſchriebene Maß 
hinaus. Wir fragen das Staatsminiſterium: I. Wieviel Lehrer an 
polnischen Minderheitsſchulen find im Nahmen der allgemeinen Ab— 
baumaßnahmen auf Grund der preußiſchen Notverordnung eingeſpart 
worden?, 2. wenn keine, iſt das Staatsminiſterium angejichts der über- 
aus harten Eingriffe, die es im preußiſchen Schulweſen veranlaßte, 
bereit, alle Minderheitsſchulen zu ſchließen, die 
nicht die in dem Genfer Abkommen vorgeſchriebene 
Schülerzahl mehr aufweiſen? 

Wie die „Allenſteiner Zeitung“ erfährt, iſt am 14. November in 
Schönfelde eine polniſche Minderheitenſchule eingeweiht worden. 
Beſonders bemerkenswert iſt, daß die Vorbereitungen in 
aller Stille getroffen wurden und die ganze Angelegenheit 
von den Polen möglichſt geheimgehalten wurde. Schönfelde ijt eine 
Gemeinde, die nur eine geringe polniſche Minderheit beſitzt. Gejpannt 
iſt man, wie lange die Schule, die mit erheblichen Mitteln vom Polen— 
bund aufgezogen ijt, beſtehen bleiben wird. Es ergibt ſich, Jo ſchreibt 
die „A. G.“, bei dieſer Gelegenheit wieder einmal die Frage, wann 
endlich die Regierung ſich entſchließen wird, bei der Einrichtung der 
Minderheitenſchulen die Frage der Bedürftigkeit zu prüfen. 

Ebenſo iſt, wie die „Nowing Codzienne“ am 11. November be— 
richteten, in Kotzuben im Kreiſe Roſenberg O.-S. eine neue polniſche 
Privatvolksjchule eröffnet worden. Sie wird angeblich von 16 Kindern 
beſucht. An der Eröffnungsfeier haben nach dem Bericht des Polen— 
blattes Direktor Ruchel von der Polnischen Volksbank in Noſen— 
berg und Direktor Schreiber vom polniſch-katholiſchen Schulverein 
in Oppeln teilgenommen. Der Lehrer Tobolemwjki wurde aus 
Polen importiert. 

Am 21. September fand in Warſchau die Liquidationsverſammlung 
des Komitees zur Feier des 25 jährigen Kampfes um 
die polniſchen Schulen ſtatt. Das Komitee beſchloß, ſich zu 
liquidieren und gleichzeitig aus dem gegenwärtigen Vermögen einen 
eiſernen Fonds für das polniſche Schulweſen im 
Auslande zu ſchaffen. Dieſer Fonds wird vom Kultusminiſter 
Jedrzejewicz verwaltet werden. Das gegenwärtige Vermögen des 
Komitees beſteht aus über einer halben Million Zloty. Davon wurden 
ſofort 240 000 Zloty als Spende für das polniſche 
Sumnaſium in Beuthen (Dt.-Oberſchleſ.) beſtimmt, das 
gegenwärtig als erſtes polniſches Gymnafium in Deutſchland er- 
vichtet wird. 


Polnische Kulturausſtellung in Flatow. 


Das Polentum Deutjchlands fühlt ſich ſtark genug, um in Deutſch⸗ 

land in unmittelbarer Nähe der Grenze eine große kulturelle 
Ausſtellung zu veranſtalten, in der die innere Kraft und Stärke 
und das eigene kulturelle Schaffen des Polenbundes zum Ausdruck 
kommen ſoll. Die Ausftellung wird von der polniſchen In 
duſtrie aufgezogen und vom 5. bis 13. Dezember in Flatow ſtatt⸗ 
finden. Ihr iſt eine Ausſtellung für Bücher- und polniſches 
Preſſeweſen angegliedert. Über die Bedeutung, die dieſer 
kulturellen Schau beigelegt wird, ſchreibt der „Glos Pogranica“: „Die 
Ausſtellung wird ſich ſehr ſchön und großartig ausnehmen und zweifel⸗ 
los eine ungeheure Bedeutung haben. Nicht nur die grenzmärkijche 
poltifche” Beöölkerung wird auf Grund der Nachrichten, die lie bisher 
erhalten hat, Anteil an der Ausſtellung nehmen, ſondern gleichfalls 
auch weite Kreiſe unſerer Geſellſchaft in Deutſchland. Zweifellos 
werden alle Landsleute aus dem Slatower Kreiſe und ſogar, ſoweit es 
möglich iſt, aus der ganzen Provinz den Beſuch dieſer Ausſtellung als 
angenehme Pflicht und ſeltene Gelegenheit einer wirklich kulturellen 
Erbauung anſehen.“ 1 


Von der polniſchen Minderheit in Frankreich. 

In Noes les Mines, einem Orte im Grubengebiet des franz 
zöſiſchen Nord-Departements, wo polniſche Grubenarbeiter ſehr ſtark 
vertreten ſind, beſteht eine polniſche Schule, die von 650 pol⸗ 
niſchen Kindern beſucht wird und an der bisher nur dier 
polniſche Lehrkräfte tätig waren. Vor kurzem erhielt nun der 
Vorſtand des Komitees der polnischen Vereine von der Geſellſchaft, 
der die dortigen Gruben gehören und die neben der polniſchen Eltern⸗ 
ſchaft zu den Koſten der Schule beizutragen hat, die Mitteilung, daß 
noch zwei diejer polniſchen Lehrkräfte entlaſſen 
werden müßten. Eine Verſammlung der polnischen Elternſchaft pro- 
teſtierte energiſch gegen dieſe Reduktion. In der Verſammlung wurde 
mitgeteilt, daß auf eine diesbezügliche Anfrage bei der Grubengeſell⸗ 
ſchaft geantwortet worden ſei, die Geſellſchaft handle in dieſer Stage 
auf Grund eines Rundſchreibens des Pariſer Kultus“ 
miniſteriums. Die polniſche Preſſe läßt faſt keinen Cag vor 
übergehen, an dem ſie nicht wegen angeblicher Vernachläſſigung des 
polniſchen Schulweſens in Deutſchland Klage führt, obgleich dort bes 
kanntlich für die polniſchen Schulverhältniſſe, trotzdem Deutjchland 
durch kein Minderheitenſchulgeſetz gebunden iſt, aufs trefflichſte ge⸗ 
ſorgt wird. Dagegen verurjacht eine jo offenkundig ſtiefmütterliche 
Behandlung einer polniſchen Schule in Srankreich, wo zwei Lehrkräfte 
auf 630 Schüler entfallen, der polniſchen Preſſe weniger Sorgen. 
Frankreich iſt ja der Verbündete und ewige Freund Polens, dem man 
ſolche Kleinigkeiten ſchon hingehen laſſen kann! Wie der „Dziennik 
Budgoſki“ unlängſt mitteilte, unterrichtet im polniſchen Privatſchul⸗ 
wejen in Preußen ein polniſcher Lehrer, der faſt immer polnischer 
Staatsbürger ift, durchſchnittlich kaum 25 Kinder. Sein Kollege in 
Frankreich hat es gleich mit 315 Schülern zu tun, Was lernt ein 
polniſcher Patriot aus dieſer vergleichenden Statiſtik? Sie find ſehr 
großzügig — die Franzoſen! Und es ſind ſchon Barbaren — 
Preußen! 
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Aus dem Gebiet der Gſthilfe. 


Das letzte Wort in Sachen Wenzeslaus. 


Nachdem bis Ende Oktober der Konkursverwalter und die frühere 
Arbeiterſchaft der Wenzeslaus- Grube die Koſten für die Er— 
haltungs- und Pumparbeiten der Seche aus eigener Kraft auf— 
gebracht hatten, hatten ſich zunächſt einmal die Elektrizitäts- 
werke Schleſien A.-G. (Gesfürel-Konzern) gemeinſam 
mit der Reichs knappſchaft bereit erklärt, koſten⸗ 
los Strom und die notwendigen Barmittel bis 
Mitte November zur Verfügung zu ſtellen. Dieſer 
Seitpunkt wurde gewählt, weil man bis dahin eine endgültige Eut— 
ſcheidung der Regierung über das Schickſal der Grube erwartete. 

Inzwiſchen hat ſich das Schickſal der Grube endgültig eutſchieden. 
In einer amtlichen Mitteilung heißt es: Bei der bekannten ſchwierigen 
Lage der Reichsfinanzen würden die ſehr beträchtlichen 
Beträge, die zur Wiederaufnahme und Erhaltung des Betriebes 
jetzt und in den kommenden Jahren zur Verfügung geſtellt werden 
müßten, unmöglich aufzubringen ſein. Die Hergabe dieſer 
Mittel würde aber auch ihren Sweck gar nicht erfüllen können, da 
eine Rentabilität der Grube ſelbſt im Salle des völligen 
Verzichtes der Gläubiger auf ihre Forderungen nicht zu er- 
warten iſt. Die Wiederinbetriebſetzung der Wenzeslausgrube würde 
außerdem die Freiſetzung von Arbeitskräften in ungefähr gleicher 
Zahl auf anderen niederſchleſiſchen Gruben, die inzwiſchen den Abjat 
der Wenzeslausgrube aufgenommen haben, nach ſich ziehen. Es würde 
alſo für den Arbeitsmarkt keine merkliche Entlaſtung eintreten; 
außerdem würden zujätlich die Koſten für die Erhaltung der Wenzes- 
lausgrube zu tragen ſein. Schließlich kann die Gefahr von Kohlen- 
Jäureausbrüchen auch bei Einhaltung der neuen bergpolizeilichen Vor- 
ſchriften keinesfalls als bejeitigt angeſehen werden. Eine Erleichterung 


der durch die Stillegung der Wenzeslausgrube eingetretenen Notlage 


der Belegschaft werde nur durch andere Hilfsmaßnahmen 
herbeigeführt werden können, die zum Teil bereits in die Wege ge- 


leitet ſind, zum Coil durch beſchleunigte Verhandlungen zwiſchen den 
beteiligten Neſſorts vorbereitet werden Jollen. 


Weitere Realfleuerſenkung für die Grenzmark. 
Die von der Reichsregierung im Rahmen der Hilfsmaßnahmen 
für die notleidenden Gebiete des Oftens für die Kommunallaſtenſenkung 
zur Verfügung geſtellten Mittel ermöglichen für einige Gebiete der 
Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen eine Verſtärkung der bereits 
getroffenen Silfsmaßnahmen. Mit Hilfe diefer Mittel wird in den 
Kreiſen Dt. Krone, Slatow und Netzekreis eine weitere 
Senkung der Realſteuerzuſchläge bei der Grund- 
vermögensſteuer vom laudwirtſchaftlichen, forſt— 
wirtſchaftlichen und gärtneriſchen Grundbefit um 
10 v. H. (alſo insgeſamt um 49 v. H.) durchgeführt werden. In 
Stadtkreis Schneidemühl wird die Senkung der Grund- 
vermögensſteuerzuſchläge vom landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen 
und gärtneriſchen Grundbeſitz um 10 v. H. (alſo auf 40 v. H.) und die 
Senkung der Gewerbeſteuerzuſchläge um 15 v. H. (alſo auf 30 v. H.) 
erweitert werden. 


Die Pädagogischen Akademien. 

Da die allgemeine Finanzlage ebenjo wie die Notlage der Jung— 
lehrer zu Einſchränkungsmaßnahmen auf dem Gebiete der Lehrer- 
bildung zwingt, hat die Preußische Staatsregierung beſchloſſen. im 
Ciatjahr 1952 vou den 15 Pädagogiſchen Akademien 5 aufzulöſen. 
Aufgelöſt werden die Akademien in Cottbus, Stettin, Erfurt, 
Kaſſel und Altona. Die übrigen Jo Akademien in Frau kfurt a. O., 
Breslau, Beuthen, Halle, Kiel, Hannover, Dortmund, Bonn, 
Frankfurt a. M. und Slbing nehmen im Jahre 1932 keine neuen 
Schüler auf. Der Neubau für die Pädagogiſche Akademie Frank- 
furt a. O., der vor einiger Seit bis auf weiteres ſtillgelegt wurde, ſoll 
nunmehr beendet und ſeiner Beſtimmung zugeführt werden. 


Neue Wege in der Siedlung. 


Neue Siedlungsrichtlinien. 


In der neueſten Nummer des Neichsarbeitsblattes werden neue 
Richtlinien für die landwirtſchaftliche Siedlung veröffentlicht. In 
dieſen Richtlinien, die das Reich gemeinſam mit Preußen als dem 
einzigen an der Oeutſchen Siedlungsbank beteiligten Land aufgeſtellt 
hat, und die nach Fühlungnahme auch mit den übrigen Ländern für 
das ganze Reich in Kraft geſetzt werden, werden neue Wege der 
Siedlung vorgezeichnet. Die bisherige Siedlungsform und das Sied- 
lungsverfahren werden weitgehend umgeſtaltet. Die neuen Beſtimmun- 
gen erſtreben eine Verbilligung, Vereinfachung und 
Beſchleunigung der Siedlung und Juchen damit For- 
derungen der Kreiſe zu erfüllen, in denen heute das größte Siedlungs⸗ 
bedürfnis beſteht. Das ſind die minderbemittelten Schichten der länd- 
lichen Bevölkerung, insbeſondere der Landarbeiter und 
Handwerker. Ausbauſiedlung und Gruppenſied⸗ 
lung ſtehen im Mittelpunkt der neuen Richtlinien. Dem Siedlungs- 
bewerber wird nicht mehr eine vollkommen ausgebaute 
Bauernſtelle übergeben. Die Stelle wird vielmehr nur in einem 
Juſtand bereitgeſtellt, wie fie der dringende Wirtſchaftsbedarf für die 
erften Jahre erfordert. Deshalb müſſen die Siedler mit beſonderer 
Sorgfalt ausgewählt werden, damit eine Gewähr dafür gegeben iſt, 
daß die Stellen ordnungsmäßig bewirtſchaftet werden. Die neuen 
Richtlinien tragen mehr als bisher der tatjächlichen Finanzlage des 
Reiches und dem vorhandenen Siedlungsbedürfnis Rechnung. Sie 
werden dadurch mittelbar und unmittelbar eine wirkſame Hilfe im 
Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit bilden. 8 


Steigende Erfolge der Weſt⸗Oſt⸗ Siedlung. 

Aus der erſten Veröffentlichung der „Reichsſtelle für Siedler— 
beratung“, die das Siedlungswerk durch jachgemäße Unterweiſung 
und Anleitung fördern will, ergibt ſich, daß die Wejt-Oft-Siedlung 
ſteigende Erfolge aufzuweiſen hat. Im Jahre 1927 war die Sahl 
der Umgeſiedelten 153 bei einer Geſamtzahl von 2623 in Preußen 
ausgelegten Stellen. Dieſe Gejamtziffer hat ſich im Jahre 1930 
auf 7477 erhöht, ſich alſo nahezu verdreifacht; die Sahl der Um- 
ſiedler dagegen hat in derjelben Zeit um mehr als das Fünffache 
zugenommen; ſie betrug 1930 852. Von den Siedlern ſtammten in den 
Jahren 1927 bis 1030 1074 aus Weſtdeutſchland, 262 aus Mittel- 
deutjchland, Jos aus Süddeutſchland und 89 aus unbekannten Gebieten. 


Deukfchrift über Kurzſchichtenſiedlung. 

Das Reichskuratorium für Technik in der Landwirtſchaft zuſammen 
mit dem Verein Deutjcher Ingenieure hat in einer Denkſchrift einen 
neuen Vorſchlag zur Frage der Ermerbslofenjiedlung 
gemacht. Man will eine Verbindung zwiſchen Kurzarbeit 
und Siedlung herſtellen, denn nur auf dieſe Weiſe ließe ſich eine 


Anſiedlung von induſtriellen Arbeitnehmern ausſichtsreich durchführen. 


Der Vorſchlag iſt auch bereits dem neuen Siedlungskommiſſar Saaſſen 
übermittelt worden, der zwar felber ſchon Richtlinien für die Erwerbs- 
bofenſiedlung herausgegeben hat, womit jedoch der endgültige Weg 


noch keineswegs feſtgelegt iſt. Es ſcheint im übrigen, daß auch bei 
einer Reihe großer induftrieller Werke der Ge- 
danke einer ſolchen Kurfſchichtenſiedlung auf Sym- 
pathien ſtößt, was um Jo wichtiger iſt, als die Durchführung nur 
in Juſammenarbeit von Induſtrie, Arbeitnehmern und Behörden mög— 
lich iſt, und zwar unter der Vorausſetzung, daß die Betriebe, ſoweit 
dies noch nicht der Fall ift, Kurzarbeit einführen. In der Denkjchrift 
wird u. a. im einzelnen ausgeführt, daß eine bäuerliche Siedlung mit 
einer Größe von rund 15 ha und mit Koſten von rund 20000 bis 
30 O00 M ebenſowenig wie die rein gärtneriſche Siedlung für die neuen 
Siele in Frage kommen kann. Auch die Schrebergartenſiedlung mit 
300 bis 600 qm erſcheine hier nicht geeignet, da fie volle Erwerbs- 
tätigkeit oder volle Unterſtützung vorausfetze. Es bleibe alſo, wenn 
man keine Fehlſchläge erfahren wolle, nur eine ſogenannte Kurz- 
ſchichtenſiedlung übrig, die bei verkürzter Arbeits- 
zeit nach den genauen Berechnungen die Möglichkeit gebe, 
den damit verbundenen Einnahmeausfall durch 
Selbfterzeugung von Nahrungsmitteln an Sleilch, 
Kartoffeln, Hemüſe, Obſt und Eiern für eine vierköpfige Familie zu 
decken. Den über dieſe Naturalienerzeugung hinausgehenden Bedarf 
von 1200 & jährlich müſſe der Siedler durch Bareinnahmen bei ge— 
kürzter Arbeitszeit, etwa 20 Wochenſtunden, ausgleichen. Die Ein- 
richtungskoſten einer ſolchen Kurzſchichtenſiedlung mit einer Durch- 
ſchnittsgröße von ein Viertel Hektar werden auf 2500 
bis 3000 M geſchätzt. Dieſe Fläche könne die Siedlerfamilie allein 
bearbeiten. Die Sinanzierung müßte zunächſt durch die Regierung 
erfolgen, während Grund und Boden nach den Beſtimmungen der 
letzten Notverordnung bereitgeſtellt werden müßten. 


Ba — 
— Aufſwertungsfragen. RE 


Endtermin für Zahlungsfriſtanträge 
in Aufwertungsſachen. 


Der Antrag des Sentralverbandes Deutſcher Haus- und Grund- 
beſitzer-Vereine, den auf den 30. November feſtgeſetzten Endtermin für 
die Einreichung von Aufträgen auf Bewilligung einer Sahlungsfriſt 
für gekündigte Aufwertungshypotheken auf den 15. Dezember d. J. zu 
verlegen, iſt vom Neichsjuſtizminiſterium abſchlägig beſchieden worden. 
Der letzte Termin für die Nachholung von Anträgen auf Bewilligung 
einer Jahlungsfriſt oder, falls ein ſolcher Antrag bereits rechtskräftig 
abgewieſen war, für die Erneuerung derartiger Anträge bleibt 
ſomit der 30. November 1931. Eine Hinausjchiebung dieſes 
Cermines erſchien, wie wir erfahren, ſchon aus dem Grunde untunlich, 
weil in die zweite Hälfte des Monats Dezember das Weihnachtsfeſt 
fällt und die Aufmertungsftellen ihre Arbeiten mit dem Jahreswechſel 
beendet haben müſſen. ö 5 
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Das Evangeliſche Altersheim in Bomſt. 


Die Grenzſtadt Bomſt hat am vorletzten Sonntag ſtille Seierjtunden 
verlebt: die Einweihung des Kindergartens, der Diakoniſſenſtation und 
des Evangeliſchen Altersheims auf dem Schloßvorwerk. General- 
ſuperintendent D. Hegner - Schneidemübl war perſönlich gekommen. 
In ſeiner Sejtpredigt führte er die Gemeinde auf die Höhe rechter 
Dankbarkeit und rechten Verantwortungswillens für das Große, das 
ihr im Altersheim gegeben iſt. Nach dem Gottesdienſt wurden die 
Gäſte mit Lied und Gedicht von den Kindern in der neuen Diakoniſſen— 
ſtation begrüßt. Generalſuperintendent D. Hegner richtete an Kinder 
und Eltern freundliche Worte, wofür Frau Pfarrer Simon im 
Namen des Deutſchen Frauenvereins herzlich dankte. Ein Kind dankte 
der 32 Jahre in der Bomſter Arbeit ſtehenden Diakoniſſe des Kinder— 
gartens für ihre Liebe und Treue. Darauf fanden ſich Gemeinde und 
Gäſte, unter ihnen als Vertreter des Deutſchen Oſtbundes Herr 
Geh. Nat Schmid -Berlin, zur Weihe des Altersheimes zuſammen. 
Poſaunen- und Kirchenchor verſchönten mit edlen Gaben evangeliſcher 
Kirchenmuſik die Seierjtunde. Den Prolog hatte der vor vier Monaten 
verjtorbene frühere Seelſorger, Pfarrer Schierfand, der 50 Jahre der 
Gemeinde gedient hatte, verfaßt. Es ſprachen Generalſuperintendent 
D. Hegner als evangeliſcher Oberhirte der Grenzmark, Landrat 
von Monbart als Behördenvertreter, Pfarrer Hegemann 
Schwenten als Vertreter der Kreisſunode, Landwirt Reuter -Groß— 
dorf als Mitglied der Baukommiſſion, Nentmeiſter Stein- Süllichau 
als Vertreter des Evangeliſchen Altersheims in Süllichau, Geiſtlicher 
Rat Dekan Meißner im Namen der katholiſchen Kirchengemeinde, 
Bürgermeiſter Dickmann im Namen der Stadt Bomſt. Den Dank 
der evangeliſchen Kirchengemeinde für die Unterſtützung der ſtaatlichen 
und kirchlichen Stellen verband Pfarrer Simon mit dem Dank des 
Oeutſchen Frauenvereins für die Förderung ſeiner Arbeit, insbeſondere 
durch den Hauptverein in Berlin, ſowie durch den Provinzialverband der 
grenzmärkiſchen Innern Miſſion, durch den Herrn Landeshauptmann 
der Provinz und den Herrn Landrat. Der Vorſitzende des Altersheims, 
Superintendent Salewſki, ſagte den Behörden und dem Baumeiſter 
Siſcher-Süllichau herzlichen Dank und grüßte die Pfleglinge. Bei dem 


anſchließenden einfachen Eſſen, an dem die Säſte und Vertreter der 
Kirchengemeinde und des Deutſchen Srauenvereins teilnahmen, über— 
reichte Herr Geheimrat Schmid, unter deſſen Leitung im Jahre 
1927 die Beſiedlung des Neſtgutes Schloßwerk, zu dem das Altersheim 
gehört, zuſtande gekommen war, ein Geſchenk für das Altersheim. 
Hinter allem Harmoniſchen der feſtlichen Stunden im Heim ſtand das 
ſtille Walten der Heimleiterin Frau Eliſabeth Lauke. 

Der Sweck des Heimes iſt, Alten ohne Unterſchied des Geſchlechts, 
Standes, der Konfeſſion einen ruhigen geſicherten Lebensabend in 
christlicher Umgebung unter völliger Wahrung ihrer perſönlichen Frei— 
heit und ihrer religiofen überzeugung zu gewähren. Das Heim kommt 
alſo auch für bejahrte oſtmärkiſche Verdrängte in Betracht. Die 
Pflegeſätze betragen für Pfleglinge im Einzelzimmer 9o RM. 
monatlich, für Pfleglinge zu zweit in einem Zimmer 60 RM. monatlich. 

Pfleglinge, die durch das Wohlfahrtsamt des Kreiſes Bomſt oder 
Süllichau überwieſen werden, zahlen 48 AM. monatlich. Mit Pfleg— 
lingen, die eine Einzahlung leiſten können, werden dementſprechend 
Sonderverträge getroffen. Für Sieche und Gebrechliche iſt im ſchönen 
Park reichlich Gelegenheit zur Kräftigung und Erholung vorhanden. 
Für überarbeitete Mütter und Erholungsbedürftige bietet ſich das 
Heim als zeitweiligen Erholungsaufenthalt an. Wer freiwillig ſich be— 
tätigen will, kann in dem großen Garten und Park Beſchäftigung 
finden. Durch Spiel, Unterhaltung, muſikaliſche Darbietungen, kleine 
Aufführungen im Sommer im Freien, Vorträge und Andachten be— 
mühen ſich die Heimleiter, für das geiſtige Wohl der Pfleglinge zu 
ſorgen. Träger des Heimes iſt der Evangeliſche Kreiswohlfahrts- und 
Jugenddienſt des Kirchenkreiſes Karge in Neubentſchen, ein ein— 
getragener Verein, der dem Provinzialverband der Innern Miſſion 
der Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen unterſtellt iſt. Dieſem 
Verein iſt es zu danken, daß das Heim mit Hilfe ſtaatlicher und 
kirchlicher Stellen gegründet werden konnte. Es ſind zurzeit 27 Plätze 
des Heimes beſetzt, 18 frei. Aufnahmegeſuche können an den Vor— 
Jigenden des Heimes, Superintendenten Salewſki, oder an das 
Ev. Pfarramt Bomſt gerichtet werden. 


— Bundesnachrichten.—— 


— — 
Oſtbund⸗Cotengedenkfeier im Dom. 


Wie ſchon ſeit Jahren, Jo hatte ſich auch an dieſem Totenſonntag 
wieder die große Gemeinde der verdrängten Oftmärker der Reichs- 
hauptſtadt im Berliner Dom zu einer Gedächtnisfeier für die Toten 
des Weltkrieges und der Grenzſchutzkämpfe und für die Toten der 
alten entriſſenen Heimat verſammelt. Wie tief in den Verdrängten die 
Dankbarkeit gegenüber denen lebt, die ihr Leben für die Heimat hin— 
gegeben haben, das hat ſich in dieſer Gedenkſtunde, die Cauſende in 
den Hallen des weiten Gotteshauſes vereinte, erwieſen. 32 Fahnen und 
Wimpel, in ihrer Mitte das Bundesbanner, hatten am Altar Auf— 
ſtellung genommen. Vom Prajidium des Deutſchen Oſtbundes waren 
Herr Geh. Nat Schmid und Gattin erſchienen. Der Vorſtand des 


ſie, über dem eigenen Leid der andern nicht zu vergeſſen, die das Leid 
um die verlorene Heimat drückt, der Heimat nicht zu vergeſſen, die 
ihrer deutſchen Auferſtehung harrt. — Mit dem Lied vom guten 
Kameraden ging die ſtille und erhebende Feier, die der Heimat und 
ihren Toten galt, zu Ende. 


— Aus der Bundesarbeit. — 


Verſammlungs kalender. 


Ortsgruppe Berlin-Oft: Monatsverſammlung am Freitag, 4. Dezember, 
abends 8 Uhr, im Vereinslokal „Köpenicker Hof“ in Berlin SO,, 
Köpenicker Straße 174. Herr Rezitator Bruno E. Walter 
wird zugegen ſein. 5 

Ortsgruppe Leipfig 12: Monatsverſammlung am. Mittwoch, den 


Landesverbandes Berlin-Brandenburg, deſſen zahlreiche Ortsgruppen 
und das Offizierkorps der alten Armee waren vertreten. Angehörige 
aller Stände und Berufe verkörperten die Volksgemeinſchaft, die ſich 
zum Gedanken des Deutſchen Oſtbundes bekennt. Der Männergeſang— 
verein „Mozart“, Charlottenburg, unter Leitung ſeines Chormeiſters 
Herrn Adolf Hehmert, Frl. Gertrud Lüdtke (Sopran) und 
Frl. Traute Wagner umrahmten in ſtimmungsvoller Weiſe 
die Feier, in deren Mittelpunkt die Gedächtnisrede des Herrn Pfarrers 
Gürtler von der Heerſtraßengemeinde ſtand. Pfarrer Gürtler, ſelbſt 
ein Poſener, deſſen beide Brüder noch heute Geiſtliche im entriſſenen 
Oſten ſind, ſprach in herzbewegenden Worten von dem Glockenklang 
der Dankbarkeit über den Gräbern der Vergangenheit im Hinblick auf 
unjer eigenes Leben und von der Verpflichtung, für die Heimat alles 
zu tun; von der Glocke des Gerichts und der Anklage, die geläutet 
werde von den Händen, die in unſerer alten Heimat von ihrer Arbeits— 
laſt ausruhen, die von dieſem Lande Beſitz ergriffen haben und von 
ihm in aller Ewigkeit nicht laſſen. Er ſprach auch von der Glocke der 
ewigen Liebe, die von Gott geläutet werde, die uns feſt binde an Gott 
und au die Brüder. Dieſe Glocke klinge und ſinge: „Einer trage des 
anderen Laſt.“ — Die Worte des Predigers, die die gewaltige Halle 
des Domes erfüllten, ſenkten ſich in die Herzen der Zuhörer, ſtärkten 
——— 


Die „Stettiner Abendpoſt“ bringt über unjern 

„ Ofldeutſchen Heimatkalender 1932“ folgende Beſprechung: Dieſer 
Kalender ijt eine Kulturtat. Er iſt geboren aus der Erkenntnis, daß 
Oſtnot Reichsnot iſt, und will für diefen Gedanken werben. Der 
ganze Umfang der geſchichtlichen, kulturellen und wirtſchaftlichen Fragen 
wird hier irgendwie angeſchnitten und geklärt. Die Heiligkeit und 
Hoheit deutſcher Schöpfungen im Oſten in Städtebau, Kunſt und 
Dichtung, der Wert des oſtdeutſchen Menſchentums, ſeine Freude, ſeine 
Sorge und Not wird betont. Wir erfahren, was wir nicht wiſſen oder 
was wir überſehen, indem Dichter, Geſchichtsſchreiber und Volks⸗ 
wirtſchaftler mit flammenden Worten, donnernden Tatjachen und 
blitzenden Hahlen zu uns ſprechen. Männer von Herz und Hirn ſind 
hier am Werk. Deutſcher: Nimm und lies 


3. Dezember d. J., „Südbräu“, Seitzer Straße 36. 


Landesverband Berlin- Brandenburg. 

Die Ortsgruppe Berlin-Oſt hat für ihr Winterprogramm wiede 
Vorträge aufgenommen. So hat in der Monatsderſammlung au 
2. Oktober der Kulturpfleger der Ortsgruppe, Herr Lehre 
Schuſter, einen Vortrag über „Das Unterrichtsweſen in der Volks. 
ſchule der früher deutſchen Oſtmark und die jetzige Schulnot der Deut. 
ſchen im abgetretenen Gebiet“ gehalten. Der Vortrag gliederte fir 
in 15 Punkte, behandelte Allgemeines über Namen und Geſchicht 
Poſens, Nationalität und Sprache, die Hebung der Schulen unte 
preußiſcher Verwaltung, Bauten und den Höhepunkt im Schulwdeſen 
Der zweite Teil betraf die Übernahme ſeitens der Polen, die Not de 
deutſchen Schulen und die Tätigkeit der deutſchen Schulvereine. De 
Vortrag zeigte eine gute Kenntnis der Verhältniſſe und erntete reiche 
Beifall. — In der Monatsverſammlung am 6. November hielt Her 
Oberſchullehrer Baehr aus Friedrichshagen über eine „Sahrt in di 
Ostmark“ einen Vortrag. Wir erlebten eine unterhaltende Stunde, i 
der der Vortragende Land und Leute in Dorf und Stadt von einſt un! 
jetzt an uns vorüberziehen läßt. Wir fahren im „privilegierten Per 
ſonenzug“ durch die Tucheler Heide, die uns in kurzen Worten ge 
ſchildert wird; kommen nach Marienburg, deren beide Wahrzeichen 
die Hochmeiſterburg und das neue Rathaus, für uns ein kurzes ge 
ſchichtliches Erlebnis werden; beſuchen dann das alte deutſche Danzig 
bewundern die Majeftät der Weichſel und die rieſigen Deiche, die di 
fruchtſchwere Niederung ſchützen. Auch Soppot und Oliva werde 
nicht vergeſſen und das liebreizende Landſchaftsbild der Danziger Höhe 
Ein Flugzeug führt uns über die Friſche Nehrung nach Elbing, w 
ſich eine Induſtrie-, Handels- und Seeſtadt entwickeln wollte, heute abe 
durch den unſinnigen Korridor zum Verbluten gebracht wird. Do! 
hier machen wir eine Fahrt durch den Oberländiſchen Kanal, jtaunen: 
Jeben wir, wie Schiffe auf Schienenwegen über Berge gerollt werden 
Nach einem kurzen Beſuch in Oſterode, der Perle des ojtpreußijche: 
Oberlandes, geht der Flug weiter nach Könlgsberg, wo ſich da 
Schickſal Elbings in größerem Ausmaße wiederholt. Nach Süde 
trägt uns dann das Flugzeug über das dreifach geſtufte Ostpreußen 
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Hafflandſchaft, das wellenförmige, bewaldete Hügelland mit feinen im 
Ländlichen wurzelnden Städten und Städtchen, überragt von den 
Ordensburgen, und dann das wald- und ſeenreiche Maſuren. Dabei 
hören wir auch von dem viel verkaunten Soldatenkönig Wilhelm J., 
daß er durch Jein „Retabliſſement“ Jo Außergewöhnliches gerade für 
Oſtpreußen geleiſtet bat. In Maſuren bejuchen wir das kleine Grenz— 
ſtädtchen Bialla; es iſt ſtol; auf ſeinen Kirchturm, ein Entwurf Meijter 
Schinkels, aber noch mehr darauf, daß bei der Abſtimmung nicht 
eine Stimme für Polen abgegeben worden iſt. Nach einem kurzen 
Abſtecher nach den Städten Szezuczun und Grajewo in Kongreßpolen 
ſind wir froh, als wir wieder auf deutſchem Boden jind. Und dann 
trägt uns das Flugzeug über Wälder und Seen und Moore über das 
Gelände, daß die Crinnerung an die größte Waffentat der deutſchen 
Armee weckt, dann über Neidenburg, das in dieſem Jahre ſein 
550 jähriges Jubiläum feiern konnte, nach dem Tannenberg-Denkmal. 
Die Mahnung der dortigen Inſchrift „Den kommenden Geoſchlechtern 
zur Nacheiferung“ verbindet der Vortragende am Schluß ſeiner Oſt— 
markenfahrt mit der, die einſt Fichte dem deutſchen Volke zurief: „Du 
ſollſt an Deutſchlands Zukunft glauben, an deines Volkes Auf— 
erſtehen.“ Auch dieſem Vortrag brachte die Verſammlung das regſte 
Intereſſe entgegen und dankte dem Vortragenden durch größte Auf— 


merkſamkeit. — In der nächſten Verſammlung am J. Dezember 1931 
hat uns unſer Mitglied Herr Rezitator Bruno C. Walter einen 
Vortrag zugeſagt. 35 


Die Ortsgruppe Angermünde feierte am 7. November ihr elftes, 
ſtark beſuchtes Stiftungsfeſt in der „Neichshalle“. In Vertretung des 
verhinderten Vorſitzenden, O. Schmidt, begrüßte das Vorſtandsmitglied 
R. Nubach die Landsleute und Gäſte. Frl. E. Dietrich brachte 
einen paſſenden Vorſpruch. Unter Leitung von Herrn Farys wurde 
ein Lujtjpiel aufgeführt, das ungemein ſtarken Beifall fand. In an— 
erkennenswerter Weiſe haben ſich die Spieler bereit erklärt, dasſelbe 
Cheaterſtücck am 25. November d. J. in der „Neichshalle“ für die 
Angermünder Winterhilfe zur Aufführung zu bringen. 


Landesverband Oſtmarlk. 


Die Ortsgruppe Drieſen tagte am 25. Oktober im Reſtaurant 
Seſtungsgarten. Behandelt wurde in der Hauptjache die große wirt— 
schaftliche Notlage von Handel und Induſtrie in der Stadt Driejen. 
über 1000 männliche Arbeitsloſe ſind in unſerem kleinen Grenz— 
ſtädichen vorhanden. Die Kaufmannſchaft klagt über äußerſt ſchlechten 
Geſchäftsgang, und die einſt hier blühende Induſtrie liegt still. Die 
Haupturſache der großen Notlage wird in der unjinnigen Grenz- 
ziehung erblickt. Das ganze kaufkräftige Hinterland iſt der Stadt 
Drieſen genommen. Die Stimmung der Mitglieder fand ihren Aus— 
druck in der nachſtehend wiedergegebenen Entſchließung, die an die 
beteiligten Stellen ſofort weiter geleitet wird und in der es heißt: 
„Die Entwicklung der letzten Jahre hat gezeigt, daß das Wirtjchafts- 
gebiet Driejen vollſtändig zum Erliegen kommt, da das zur wirt— 
schaftlichen Entwicklung notwendige Hinterland durch die unjinnige 
Grenzziehung, wie ſie beſonders in der hiejigen Gegend und bei Neu- 
teich zum Ausdruck kommt, in Fortfall gekommen iſt. Die von der 
Regierung eingeleitete Oſthilfe muß im verſchärften Maße auf das 
biefige Gebiet Anwendung finden, wenn nicht die Verelendung der 
Bevölkerung weiter um ſich greifen ſoll. Auf Grund der geſchicht— 
lichen Vergangenheit des Vetzediſtrikts, auf Grund der wirtſchaftlichen, 
verkehrspolitiſchen und geopolitiſchen Notwendigkeiten, auf Grund der 
Sprachzugehörigkeit der Bevölkerung verlangen wir eine Reviſion 
der Oſtgrenze und erwarten, daß ſich alle Parteien, Regierung und 
Reichstag den Bemühungen Polens und Frankreichs, ein Ojtlocarno 
zu Jehaffen, mit allen Mitteln widerſetzen.“ a 


Landesverband Grenzmark. 


Ortsgruppe Schneidemühl. Die Geſangsgruppe der Ortsgruppe 
Schneidemühl feierte am 7. November ihr J0. Stiftungsfeſt in Sorm 
eines „Oſtmärkiſchen Heimatabends“. Konzert und Vorſfpruch leiteten 
die Seier ein. Der gemiſchte Chor ſang darauf unter Lehrer Guſes 
Leitung das Lied „Deutſche Humne “. Die Feſtanſprache hielt der 
Vorſitzende des Landesverbandes Grenzmark, Herr Oberſtudienrat 
Kremer, der auf die Not des Oſtens, auf die blutenden Grenzen 
und auf das unmögliche Verjailler Diktat hinwies. Nach einigen 
Liedern folgte das Singspiel „Die drei Nöſelein“. Für zehnjährige 
Mitgliedſchaft wurde den Herren Weſtphal (früher Weißenhöhe) 
und Karow (früher Bromberg) die Treunadel und die Beſitzurkunde 
des Deutſchen Oſtbundes überreicht. Volkstänze und der Schwanke 
„Die muſikaliſche Kochſchule“ ſorgten für weitere Abwechflung und 
Unterhaltung der zahlreich erſchienenen Gäſte. 

Landesverband Hannover-Braunſchweig. 

Ortsgruppe Celle und Umgebung. Am 7. Oktober veranſtaltete 
die Ortsgruppe im großen Saal des Städtiſchen Schützenhauſes einen 
gut beſuchten Werbe- und Wohltätigkeitsabend. Der zweite Vor- 
fitzende der Ortsgruppe, Oberlandesgerichtsrat Clauſen, dankte 
einleitend der Hannoverſchen Ortsgruppe für die Ausgeſtaltung 
des Abends und der Celler Reichswehrkapelle und ihren Vorgeſetzten 
für die bereitwillige Sujage ihrer Mithilfe. Der Zweck des Abends 
Jei erſtens, Mittel für die Winterhilfe zur Unterſtützung notleidender 


Oftmärker zu beschaffen, dann aber auch, aufzuklären über die oſt⸗ 


märkiſchen Schickjalsfragen und im Volle für eine ſtarke Oftmarken- 
politik zu werben. Herr Cuno w, der zweite Vorſitzende der Orts- 
gruppe Hannover, hielt darauf einen Vortrag über das Thema: „Sieg 
oder Niederlage in der Oſtmark? Agitations- und Propaganda- 
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methoden der polniſchen Minderheit gegen das Deutſchtum.“ Su— 
nächſt ging der Redner auf die Ziele des Oſtbundes ein, die darin 
gipfelten, dem Deutſchen Volke immer wieder die Bedeutung des 
Ojtproblems vor Augen zu halten. Für Deulſchland ſei die Grenz- 
reviſion im Oſten eine Lebensnotwendigkeit. Der Oſtbund kämpfe 
gegen alle Pläne, die angetan ſeien, einen Suß breit deutſchen Bodens 
aufzugeben. Der Kampf um die deutſche Kultur werde im Oſten mit 
einer Schärfe durchgeführt, von der man ſich „im Reich“ keine Vor— 
ſtellung machen könne. Es müjje entſchieden Front gegen die polniſche 
Agitation gemacht werden. Es ſei nicht angängig, daß faſt fämtliche 
Lehrer an polniſchen Minderheitsſchulen in Deutſchland aus dem 
polnischen Staatsgebiet ſtammten. Durch Ausnutzung der wirtſchaft— 
lichen Not im Oſten, durch polniſche Kulturhetze und poltliſche 
Agitation verſuche der Pole Boden zu gewinnen. Die Reichswehr- 
kapelle unter Leitung von Mujikdirektor Gern erfreute durch ihre 
kunſtleriſchen Darbietungen. Fräulein Stilke, Hannover, rezitierte 
mit großem ſchauſpieleriſchen Können einige Gedichte. Ein Theater- 
ſtück „Der Kampf um die Heimat“ von der Jungſchar Hannover 
geſpielt, leitete zum geſelligen Teil des Abends über. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau. 


Der neue geſchäftsführende Vorſtand des Landesverbandes Heſſen— 
Naſſau jetzt ſich zufammen aus den Herren Juſtizinſpektor John in 
Hanau, Burgallee 28, als 1. Vorſitzenden, Herrn Lehrer Wendt in 
Frankfurt a. M., Auf dem Gleichen 1, als Kaſſierer, und Herrn 
Lehrer Hinz in Hanau, Mozartſtraße 5, als Schriftführer. 


Ortsgruppe Frankfurt a. M. Über den gegenwärtigen Stand der 
Oltfragen ſprach Herr Dr. Lüdtke- Berlin am Sonntag, den 
J. November, vor einer gut beſuchten Verſammlung in Frankfurt a. M. 
Redner betonte eingangs ſeines Vortrags die Schickſalsverbundenheit 
aller deutſchen Stämme und führte weiter aus, daß, ſolange der 
in hundertjähriger deutſcher Arbeit zu hoher Kultur und Blüte ge— 
brachte Oſten verſtümmelt und Oſtpreußen vom Reich durch den 
Weichſelkorridor getrennt, eine Befriedigung der deutſchen Belange 
niemals möglich ſei. Die Landwirtſchaft und der geſamte handwerker— 
liche und gewerbliche Mitteljtand ſind ſeit der auf Grund falſcher 
Angaben geſtützten unſeligen Grenzziehung immer mehr in Verfall 
geraten. Große landwirtſchaftliche Überſchußgebiete, die einitens: 
große Mengen Nahrungsmittel für die weſtlichen Induſtriegebiete, 
erzeugten, ſind verlorengegangen und zwingen das deutſche Volk 
heute, Milliardenbeträge für Lebensmittel an das Ausland abzuführen. 
Die ungeheure Einſchränkung des deutſchen Lebensraumes verurjacht 
dauernd ſteigende Not und Arbeitsloſigkeit. Das deutſche Volk kann 
ohne Jeine weiten fruchtbaren Oſtgebiete nicht wieder zu normalen 
Lobensverhältniſſen kommen, kann ohne ſie nicht wirtſchaftlich ge- 
Junden und muß deshalb an ſeiner Forderung: kein Oftlocarno, Jondern. 
Anderung der Oſtgrenzen, unbedingt feſthalten und dieſe Forderung 
immer und immer wieder vor aller Welt wiederholen. Seit Jahren 
wird das Deutſchtum in den uns entriſſenen Gebieten durch eine rück— 
ſichtsloſe Liquidations- und Schulpolitik unter Anwendung von Terror 
aller Art ſuſtematiſch immer mehr verdrängt. Gleichzeitig verſucht 
das Polentum, in den deutſch verbliebenen Grenzgebieten mit Unter- 
ſtützung ihrer Banken und Gewährung polniſcher Subventionen aller 
Art immer weiter an Boden zu gewinnen und Nationalpolen anzu— 
ſiedeln, mit dem Erfolg, daß in wenigen Jahren etwa 60 polniſche 
Schulen mit national-polniſchen Lehrern in den preußiſchen Grenz— 
gebieten bereits gegründet worden ſind, während in den abgetretenen 
deutſchen Gebieten eine deutſche Schule nach der anderen geſchloſſen 
wird. Dieſem bewußten Vordringen des Polentums kann nur durch 
eine energiſche deutſche Siedlungspolitik entgegengetreten werden, die die 
Oſt-Weſt- Wanderung in die Großſtädte und in das Heer der Arbeits- 
loſen in eine Weſt-Oſt-Wanderung und Anjiedlung in den menſchen— 
armen Oſtgrenzgebieten umkehren muß. Für dieſe Siedlungstätigkeit 
hat der Deutſche Oſtbund die Wege gewieſen und Jelbjt mit be— 
deutendem Erfolg mit den Siedlungen entſchloſſen begonnen. Er hält 
es nach wie vor für ſeine Aufgabe, in Wort und Schrift im In- 
und Auslande auf die unmögliche Grenzziehung im Oſten hinzuweiſen 
und ſo den Boden für die dem deutſchen Volk lebensnotwendige 
Grenzregulierung vorzubereiten. — Stürmiſcher Beifall dankte dem 
Redner für ſeine Ausführungen. — Acht Cage zuvor beging die Orts- 
gruppe Frankfurt a. M. die Feier ihres jehnjährigen 
Beſtehens. Der Not der Seit entſprechend wurde für eine ein— 
fache, doch würdige Umrahmung des Sejtakts Sorge getragen. Die 
Sejtrede hielt der Begründer der Ortsgruppe, der bisherige Landes- 
verbandsvorſitzende Prager, der in ſeinen mit lebhaftem Beifall 
aufgenommenen Ausführungen gerade in jetzigen wirtſchaftlich ſchweren 
und politiſch überaus ernſten Seiten zum treuen Seſthalten an den 
volksnationalen Aufgaben des Deutſchen Oſtbundes anſpornte, dem 
die immer mehr ſich durchſetzende Erkenntnis von der Reviſion des 
Verſailler Schandvertrages und der Unhaltbarkeit der deutſchen Oſt— 
grenzen zum großen Teil mit zu danken ſei. Im Auftrage des 
Bundespräſidiums, das es ſich nicht nehmen ließ, die von der 
Ortsgruppe bisher geleiſtete Arbeit durch ein längeres Handſchreiben 
hervorzuheben und zu würdigen, überreichte der Vorſitzende, Herr. 
Kühne, Herrn Prager die Ehrennadel für treu geleiſtete Arbeit, 
neben einem Angebinde der Ortsgruppe, während Herr Prager gleich— 
zeitig im Namen des Bundespräſidiums den drei bisherigen Orts- 
gruppenvorſitzenden, den Herren Kluge, Kunna und Kühne, 
dieſelbe Auszeichnung mit Worten des Dankes verlieh. ö 
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Landesverband Waſſerkanke. 

Die Ortsgruppe Kiel (Verein der Poſener) hatte ſeine Mitglieder 
zum 11. Gründungsfeſt am 7. November eingeladen. Die Feier wurde 
nach einigen Mujikjtücken mit einem Prolog, geſprochen von Fräulein 
Irma Weichert, eingeleitet. Der 1. Vorſitzende, Landsmann 
Konrektor Bronſch, überreichte nach einer Begrüßungsanſprache 
neun Mitgliedern die Nadel für 1ojährige treue Mitgliedſchaft. 
Fräulein H. Aſtrowicz ſang einige Lieder und erntete, wie auch ihr 
Bruder bei feinen geſanglichen Vorträgen, lebhaften Beifall. Mit 
einem luftigen Einakter ſtellte ſich die im Sommer gegründete Jung— 
ſchar Kiel vor, wobei faſt alle ihre Mitglieder mitwirkten. Dem Spiel 
wurde reicher Beifall gezollt. Eine beſondere Uberraſchung war es am 
Abend, als das langjährige Mitglied, Kaufmann Auguſt Sonnen- 
berg, anläßlich ſeiner diesjährigen goldenen Hochzeit und ſeines 50- 
jährigen Geſchäftsjubiläums dem Verein eine Sahne mit Sahnenſtock 
durch ſeinen Sohn überreichen ließ. Bei Tanz und weiterer Unter— 
haltung blieben die Teilnehmer noch einige Stunden beiſammen. Die 
Leitung des Abends lag in Händen des Vergnügungsleiters, Lands— 
manns Roguſch he, der es verſtanden hat, ein wohlgewähltes Pro— 
gramm aufzuſtellen. 


Landesverband für beide Mecklenburg. 


Ortsgruppe Neubrandenburg. In einer unter Leitung von Herrn 
Lange -Broda im Lokal Bünger am 1. November abgehaltenen 
Verſammlung ſprach der Landesverbandsvorſitzende Nalemaya- 
Schwerin. Der Redner ging ausführlich auf die Tätigkeit und die 
Aufgaben des Deutſchen Oſtbundes, ſeiner Frauengruppen und Sied— 
lungsgeſellſchaft ein. Peutfche Jugend gehe nach dem Oſten. Aber 
warum ſehen wir immer noch nicht, daß trotz der großen Not der 
verdrängten oſtdeutſchen und einheimiſchen Arbeitsloſen noch aus— 
ländiſche Arbeiter beſchäftigt werden? Wir ſiedeln im Inland auf 
lebensunfähigen Stellen, anſtatt die Landhungrigen auf lebensfähigen, 
dem deutſchen Volkstum dienenden und es ſtützenden Grenzſtellen an— 
zuſetzen. Dagegen ſiedeln in unjerer Heimat polniſche Schnitter. In 
kultureller Hinſicht werde das Polentum in Deutjchland großgepäppelt, 
während das Deutſchtum in Polen gegen jeden Vertrag und jedes 
Minderheitenrecht vergewaltigt und zertreten werde. Die Welt er— 
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keune mehr und mehr die Notwendigkeit einer anderen politiſchen 
Geſtaltung des Oſtens; in Amerika, in Öjterreich, in der Schweiz, 
in Stalien betone man das Unrecht des Korridors. Einen Greunz 
wall gelte es aufzurichten gegen die flawiſche Flut, einen Grenzwall 
des Deutſchtums, dem auch hier noch einmal trotz aller wüſten Ser- 
ſtörungen eine große Zukunft beſchieden ſein werde. Im Anſchluß 
daran ſprach der Redner über die Lage der Verdrängten, über die 
Oſthilfe, die Einzelheiten der Siedlungen, die Bedrängnijje der Land- 
wirtſchaft. Zum Schluß wies der Redner auf die unbedingte Not— 
wendigkeit hin, Schritt für Schritt die Wiedergewinnung des Oſtens 
durchzuſetzen. Den Kampf um die Wiedergewinnung des Oſtens 
müſſen wir ſiegreich beſtehen um des geſamten deutſchen Vaterlandes 
und ſeiner Zukunft willen. Die Ausführungen des RNedners wurden 
in einer einſtimmig angenommenen Entſchließung zufammengefaßt, in 
der ſchärfſter Proteſt gegen das polniſcher- und franzöſiſcherſeits ge— 
äußerte Verlangen nach Anerkennung der durch das Verſailler 
Diktat geschaffenen unmöglichen Oftgrenze. erhoben wurde. In der 
anſchließenden Ausſprache betonte der Redner noch, daß auch Ein— 
heimiſche dem Ofkbund angehören müſſen, um zur feſteren Bindung 
aller Deutjchen und zur Abſchüttelung des fremden Joches und der 
Vernichtung der Kriegsſchuldlüge und der Beſeitigung des neuen 
Elſaß-Lothringens im Oſten beitragen zu helfen. 


Die Ortsgruppe Noſtock beging am 31. Oktober ihr 11. Stiftungs- 
feſt, zu dem ſich eine große Anzahl Mitglieder und Gäſte eingefunden 
hatte. Die Cröffnungsworte ſprach Herr Niedel, der mit Unter- 
ſtützung von Fräulein Lietzke die Leitung des Abends übernahm. 
Acht junge Damen des Vereins tanzten in farbigen Koſtümen einen 
Reigen, der ſo ſtarken Beifall fand, daß er wiederholt werden mußte. 
Der Vorſitzende, Herr Virus, betonte, daß es die Ortsgruppe trotz 
der allgemeinen Not für ihre Pflicht gehalten habe, an der Seier des 
Stiftungsfeſtes feſtzuhalten, um dadurch aufs neue die Erinnerung an 


die verlorene Heimat wachzuhalten und auf die Jugend zu übertragen. 


Drei Mitgliedern konnte für ihre zehnjährige Mitgliedſchaft die Creu— 
nadel verliehen werden. Namens der Ausgezeichneten dankte Herr 
Maurermeiſter Bremer und gelobte Treue der Fahne und dem 
un Eine gemeinſame Kaffeetafel beſchloß den wohlgelungenen 
Abend. 


Mitteilungen aus der oſtdeutſchen Heimat. 


Perſönliches. 


Staatsminiſter a. D. von Loebell f. 

Sriedrich Wilhelm von Loebell, der bekannte deutjch- 
nationale Politiker und frühere preußiſche Innenminiſter, iſt 76jährig 
in Brandenburg nach langer, ſchwerer Krankheit geſtorben. Loebell 
war 1904 zum Chef der Reichskanzlei, 1909 zum Oberpräſidenten von 
Brandenburg und 1914 zum preußiſchen Innenminiſter ernannt worden. 
1925 leitete er den Ausſchuß zur Durchführung der Wahl des Reichs- 
präsidenten von Hindenburg. von Loebell hat eine lange ehrenvolle 
Dienſtzeit dem preußiſchen Staat gewidmet und war nach Charakter 
und Cemperament die Verkörperung des hohen Beamten altpreußiſcher 
Art. Als Chef der Reichskanzlei hat er in enger Zujammenarbeit mit 
dem Poſener Oberpräfidenten von Waldow tatkräftig und er- 
folgreich die Belange des Oſtens vertreten. 


General von Mudra f. 

General Bruno von Mudra, der bekannte Heerführer aus 
dem Weltkrieg, iſt an den Folgen eines Herzſchlages im 81. Lebens- 
jahr verſchieden. Der Vorſtorbene war am 1. April 1851 in 
Muskau in Schleſien als Sohn eines Simmermeiſters geboren und 
wurde 1872 Offizier im Gardepionierbataillon. Bei Ausbruch des 
Krieges führte er das 16. Armeekorps ins Feld, das ſich auf dem 
Vormarſch bei Longw in den Argonnen und bei den Kämpfen um 
Verdun hervortat. Vor Verdun wurde General von Mudra ſpäter 
Führer der nach ihm benannten Armeegruppe, übernahm 1917 den 
Oberbefehl über eine Armeeabteilung, ſpäter den Oberbefehl über die 
8. Armee im Ojten, im Sommer 1918 über die 1. Armee im Weſten 
und zuletzt über die 17. Armee. Seit Kriegsende lebte General 
von Mudra in äußerſter Surückgezogenheit in Wiesbaden, zuletzt in 
Schwerin a. d. Warthe. En 


Sauitätsrat Dr. Dietz 79 Jahre alt. 

Am 13. November konnte der bekannte Bromberger Artzt, 
Sanitätsrat Dr. Hermann Dietz, ſeinen 70. Geburtstag feiern. 
Er iſt in Poſen geboren, hat aber ebenſo wie ſeine Vorfahren, die im 
Jahre 1772 aus Pommern nach Bromberg einwanderten, mit den 
Unterbrechungen, die das Studium gebot, in Bromberg gelebt. Sanitäts- 
rat Dr. Dietz gehört zu den i Ärzten Brombergs. Viele 
Kranke danken ihm für feine Hilfe, ganz beſonders die ungezählten 
Armen, denen er ohne Entgelt ſeine Kunſt und Hilfe zuteil werden 
ließ. Auch im öffentlichen Leben hat der Jubilar ſtets eine führende 
Volle gejpielt. Bei der Übergabe der Stadt war er ftellvertretender 
Vorſteher der Stadtverordnetenverſammlung; Jpäter hat er ſich führend 
an der Deutſchtumsbewegung beteiligt. 


Profeſſor Deuſch f. 
Im Alter von 57 Jahren verſtarb in Landsberg a. W. Profeſſor 


DE; De nch, der Leiter des Inſtituts für Bodenkunde und Pflanzen- 
ernährung bei den Preußiſchen Versuchs- und Forſchungsanſtalten, 


Er war in Königsberg i. Pr. geboren, während des Krieges wurde er 
ſchwer verwundet. Mehrere Jahre war er Mitglied der Stadt- 
verordnetenverſammlung und des Magiſtrats. 

* 

Auf eine 35jährige Dienjizeit konnte Herr Wilhelm Kattke, 
geb. am 4. Mai 1876, Berlin-Neinickendorf-Oſt, Amendeſtraße 21, am 
11. d. M. zurückblicken. Herr Kattke iſt Vorſchloſſer bei der Reichs» 
eiſenbahn. Er iſt am 11. November 1896, nachdem er beim Infanterie 
Regiment 47 in Poſen im Jahre 1899 bis 1896 aktiv gedient hatte, 
bei der Eiſenbahndirektion Poſen eingetreten und nach ſeiner Ver— 
drängung in Berlin übernommen worden. Herr Kattke iſt Mit- 
begründer der Ortsgruppe Berlin-Neinickendorf, wo er auch heute 
noch ein Vorſtandsamt bekleidet. Bö. 


Silberne Hochzeit: Paul Bremer und Frau in Noſtock am 8. 11. 
(1922/23 Vorſitzender der dortigen Ortsgruppe); Oberpoſtſekretär 
O. Bürger mit ſeiner Ehefrau Frieda, geb. Matthes, früher 
Poſen 05, Bitterſtraße 22, jetzt Bad Freienwalde a. d. O., am 12. J.; 
Lehrer Waldemar Gohlkeſche Ehepaar, Kaſſel, Wörthſtraße 2, 
früher Bromberg, am 29. 11. N 

Bejahrte Oſtmärker: Stay Maslomfki, Lehrer i. A. in 
Bunzlau, Nathenauſtr. 3, früher Czarnowo, Kreis Konitz (Weſt— 
preußen), am 2. 12. 71 J.; Wwe. Majerjki, Ehefrau des Gen- 
darmerie-Oberwachtmeiſters Majerſki, jetzt Karlshorſt, Flugplatz Nr. 6, 
früher Pinne in Poſen, am 23.11. 75 J.; der frühere Fuhrhalter 
Johann Gorecki aus Bromberg, jetzt Magdeburg, Neinſtedter 
Straße 3, am 29. 11. 61 G.; Frau Qudolpb, Rüdersdorf, früher 
Samter, am 17.10. 77 J.; Kantor Scholz, Rüdersdorf, früher 
Jablone, am 30. 10. 75 J.; Bäckermeiſter Karl Kuttnick in 
Friedrichshagen, früher Bromberg, am 1.11.61 J.; Lehrer A. Rohde 
in Friedrichshagen, früher Guſchin (Krs. Bomſt), am 2. 11. 80 C.; 
Adolf Klimpel in Bln.-Friedrichshagen, früher Feuerſtein, am 
11.11. 85 J.; Oskar Friebel in Bln.-Sriedrichshagen, früher 
Samter, am 29. 11. 65 J.; Frau Wwe. Andrees in Angermünde, 
Prenzlauer Str. 20, früher Gruppe Übungsplatz bei Graudenz, am 
22. 11. 82 C.; Frau Henriette Matthes, geb. Woche, früher 
Bentſchen (Polen), Ehefrau des am 29. 12. 27 verſtorbenen Bäcker- 
meiſters Carl Matthes, jetzt bei ihren Kindern in Bad Freienwalde 
(Oder), Heilige Hallen 4, am 29.11. 80 J 

Geſtorben: Konrektor 1. R. Auguſt Pee tz, Vorſtandsmitglied des 
Landesverbandes Oſtpreußen, am 10. 10., 70 J. (Sögling des Brom 
berger Lehrerſeminars; amtierte in Bromberg, Polen, 3. Stadtſchule, 
Königsberg i. Pr.; eifriger Geſchichtsforſcher; Pfarrer Willig, fr. Lilla, 
ſprach am Grabe); Eduard Bris ke, fr. Polen, am 18.11, 74 C.; 
Maurer- und Zimmermeifter Michael Much a in Breslau am 30. 10., 
64 J., geb. in Dittmeran, Kr. Leobſchütz (in Poſen errichtete er u. a. das 
Kaiſerin-Auguſta-Haus, den Neubau des Amtsgerichts, den Er- 
weiterungsbau des Negierungsgebäudes, die Oberpoſtdirektion, eine 
Reihe von Bauten für die Militärvermaltung, die Artilleriekojerne in 
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Solatſch u. v. a.; er war Vorſitzender der Poſener Bauhütte und auch 
noch zu polniſchen Seiten deutſcher Stadtverordneter); 
Drofeffor i. R. Otto Knoop, der volkskundliche Sorſcher Poſens und 
Ojtpommerns, in Stargard i. Pom. am 8. 11., 79 J.; Rentier Adolph 
Fuchs, fr. in Schildberg i. PoJ., zuletzt bei ſeinem Sohne Otto Suchs 
in Jauer i. Schleſ., am 7. 11., 79 J., Nechnungsrat Eugen Curti 
in Berlin, fr. in der Stadt Poſen bei der Oberzolldirektion tätig, 
am 16. 10., 79 J.; Kfm. Wilhelm Spieker in Berlin O 17, Breslauer 
Straße 8, fr. in Elſenort, Kreis Wirſitz (Mitglied der Ortsgruppe 
Verein der Deutſchen aus Nakel u. Umg.; 14 Cage darauf verſtarb 
ſeine 60jährige Schweſter Frau Ottilie Krüger, geb. Spieker, in Nakel). 
* 


Aus der uns verbliebenen Gſtmark. 
Grenzmark Poſen - Weſtpreußen, mittlere Oſtmark und 
Pommern. 

Küſtrin. Die Gruft der Samilie der Grafen von Schwerin in 
Tamfel iſt von Einbrechern heimgeſucht worden, die durch ein Senjter 
einſtiegen, die Särge aufbrachen und nach Wertſachen durchwühlten. 
Ihre Suche blieb ergebnislos. Nach den Spuren zu urteilen, handelt 
es ſich um dieſelben Täter, die vor einigen Monaten die von Carnapſche 

Familiengruft in Jahnsfelde ausgeraubt haben. 

Soldin. Am TCotenſonntag wurde mit einer ſchlichten Feier in 
Soldin ein Denkftein für den verſtorbenen Stadtkapellmeifter der Stadt 
Soldin und Bundesdirigenten des Neumärkiſchen Sängerbundes, 
Paul Süß he, eingeweiht. Süßke iſt auch durch zahlreiche eigene 
Kompoſitionen hervorgetreten, mit denen er Erfolg hatte. Die Be— 
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völkerung nahm an dem Feſtakt regen Anteil. 


Aus der uns geraubten Gſtmark. 


Poſen. 


Sender auf 200 kh verſtärkt werden. 


Aus Pofen. 


Nach Meldungen polniſcher Blätter ſoll der Poſener 
Der Sender wäre dann, von 


den Moskauer Sendern abgeſehen, der ftärkjte Sender Oft- 


europas. 


Er würde öjtlich der Oder auch in der Provinz Branden- 


burg, in der Grenzmark, in Oſtpommern und Teilen Schleſiens jeden 
deutſchen Nundfunkempfang unmöglich machen. 
ſichtlich um eine polniſche Propagandamaßnahme. 


Schildberg. 


Schildberg wurde ein Einbruchsverſuch verübt. 


trat den Dieben entgegen. 


wenigen Minuten. 


Schroda. 
Gasbergiftung. Dank der 
ſieben Arbeiter wieder ins Leben 


73jähriger Arbeiter ſtarb. 


Es handelt ſich offen- 


Bei dem Landwirt Anton Mydlak in Grabowo bei 


Mudlak erwachte und 


Er wurde niedergeſtochen und ſtarb nach 
Die Täter Jind entkommen. 

In der hieſigen Zuckerfabrik erlitten acht Arbeiter eine 
energiſchen Rettungsaktion gelang es, 
zurückzuführen, 


während ein 
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Wongrowitz. Im Kreiſe Wongrowitz wurde bei Miroflawitz ein 
Mann erſchlagen aufgefunden. Der Tote war bis aufs Hemd aus- 
geplündert. 
Aus Weftpreußen. 


Dirſchau. Auf dem Rangierbahnhof Dauzig (polnische Strecke 
Dirſchau — Danzig) fuhr wieder einmal ein Perſonenzug auf einen 
Hüterzug auf. Die Lokomotive des Perſonenzuges wurde leicht be= 
ſchädigt; zwei Wagen des Perſonenzuges ſchoben ſich ineinander. 
Dabei wurden drei Frauen aus Danzig leicht verletzt. Der Packwagen 
des Perfonenzuges und ein Wagen des Güterzuges wurden zertrümmert. 
Konitz. Der Konitzer Autotaxenbeſitzer Keiſtr brachte mit Jeiner 
Caxe den Anſiedler Wojtalewicz aus Kowalken, der angetrunken war, 
nach Haufe. Als der Autobeſitzer den Fahrpreis verlangte, gab 
Woftalewiez aus einem Revolver drei Schüle auf Keiſtr ab, von 
denen zwei die Lunge durchbohrten. Keiſtr mußte in hoffnungsloſem 
Suſtande in das Konitzer Krankenhaus eingeliefert werden. Woftale⸗ 
wich, der geflüchtet war, wurde verhaftet und vor das Standgericht 
1 15 die Arbeiter Helach Beinbrüche und Verletzungen der Wirbel— 
geſtellt. 


Thorn. In Wolka iſt der josjährige Jan Kaczmarczuk, der fein 
Leben vom Betteln friſtete, ermordet worden. Seine Leiche fand man 
auf dem Boden des Haujes, in dem er ſeit einigen Jahren wohnte. 
Am Kopfe hatte er zwei große Wunden, die von einer Axt herrühren. 
Die Mörder haben ihrem Opfer, als es nach den Axtſchlägen noch 
ſchwache Lebenszeichen von ſich gab, mit Lumpen den Hals abgeſchnürt 
und dann die Leiche mit Heu und Stroh zugedeckt. Es beſteht der 
Verdacht, daß die Hausinſaſſen Anton und Eva Wanifiewicz den 
Greis ermordet haben, weil er wegen ſeines Alters nichts zum 
Unterhalt beitragen konnte und für fie eine Laſt war. Die mutmaß— 
lichen Mörder wurden verhaftet. 


„Es brennt an der Grenze.“ 


Im neueröffneten „Deutſchen Nationaltheater“ in Berlin gelangt 3.3. 
ein Schauspiel des bekannten, aus Weſtpreußen ſtammenden Dichters 
Hans Kuſer „Es brennt an der Grenze“ zur Aufführung. Der 
Uraufführung wohnten u. a. zahlreiche Mitglieder des Diplomatiſchen 
Corps bei, Holländer, Staliener, Schweden. Das Stück Jpielt an der 
neuen deutſch-polniſchen Grenze in einem Dorfe, das durch die un- 
jinnige, widernatürliche Grenzziehung in zwei Teile, einen deutſchen und 
einen polniſchen, jerſchnitten wurde. Es gibt ein erſchütterndes Bild 
von dem unermeßlichen Leid und den tauſend drückenden Sorgen der 
faſt hoffnungslos den polniſchen Schikanen ausgejetten, einen ver— 
zweifelten Kampf um ihre Exiſtenz und ihr Recht führenden deutſchen 
Bauernbevölkerung. Das Stück hat einen rieſigen Erfolg. 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seiten. 
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Für d. vielen Glück⸗ 
wünſche zu unſerer 


gold. Hochzeit } 


danken allen lieben 0 
Landsleuten herzl. 


Poſtſchaffner a. D. 

Guſtav Krenz f 

und Frau Marie. 
geb. Neumann } 


Guben, Triftſtr. 54. 


gangbares mit Woh⸗ 

nung, verkauft wegen 

Verheiratung zu 4000 
Mark 


Erna Wolff, Berlin, 
Fürbringer Straße 31. 


Zigarrengesch. 


mit Leihbibliothek, 
Nähe Berlins, ſofort 
u verkaufen. Zur 
Übernahme 3700 Mark 
erforderl. Vermittler 
nicht erwünſcht. Off. 
unter 2258 an das Oſt⸗ 
land erbeten. 


Uralter 


Familienbesitz 


in gr. Dorf b. Prenzlau, 
116 Morgen Weizen⸗ 
und Zuckerrübenboden, 
20 Morgen gute zwei⸗ 
ſchnittige Wieſen, Ge⸗ 
bäude maſſiv, gewölbte 
Stallungen m. Waſſer⸗ 
leitung, Licht⸗ u. Kraft⸗ 
anlage. Land u. Wieſen 
in einem Plan, 4 Min. 
vom Gehöft; gutes leb. 
und totes Inventar, ſehr 
gün ſtige Hypotheken m. 
Amortiſation, iſt wegen 
dauernder Krankheit 
des Beſitzers zu ver⸗ 
kaufen. Preis 38000 
Mark, Anzahl. 10000 
bis 15000 Mark. Näh 
erteilt Otto Grambow⸗ 
Prenzlau, Prinzen⸗ 
ſtraße 619. 


Roioniglwaren- 
geschüft 


mit oder ohne Grund⸗ 
ſtück, mit führendes 
einer Stadt von rund 
6000 Einwohnern, mit 
Tankſtelle, geſich. Exi⸗ 
ſtenz auch in heutiger 
Zeit, ſofort zu verkauf. 
Horcher verbeten. Off. 
mit Angabe des zur 
Verfügung ſtehenden 
Kapitals unter 2259 
an das Oſtland erbet. 


Gutgehende 


Fleischerei 


in Haupt: oder Ver⸗ 
kehrsſtraße einer größ. 
Stadt von reellem 
Fachmann zu pachten 


gesucht. 


Offerten unter 2264 an 
das Oſtland erbeten. 


2 Geſchwiſter (Poſener) 


suchen Stellung 


für bald oder 1. Jan., 
Bruder als Uhr- 
machergehilie, 
Schweſter als Konto- 
ristin od. Haus- 
tochter. Hat die 
Handelsſchule beſucht. 
Offerten unter 2262 an 


das Oſtland erbeten. 


Beſſeres junges 


Mädchen 


das ſich vor keiner Arbeit 
ſcheut, für Geſchäfts⸗ 
haushalt geſucht. 
Angebote an 
Bäckermeiſter Fredrich, 
Berlin⸗Spandau, 
Lutherſtraße 23. 
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Für Deutſche Oſtmärker! 
Das Heldenbuch der Deutschen Oſtmark, P. W. von Marienburg: 
Prachtband 10 M. „Die Hakramentsritter“ Goldſchnitt 12 M. 


Packende, farbenglühende Handlung, glühende Vaterlandsliebe, 
innigſte Religioſität (W. v. Obernitz in „Oſtdeutſche Monatshefte“. 
Danzig, September 1931). P. W. v. Marienburg: Schwarzes Gold, 


Oberſchleſiſche Geſchichten. Geb. 2.— M., br. 1.— M. Nieborowski: 
Oberſchleſien und Polen. 5. Aufl., kart. 2.— M., geb. 3.— M. Enthält 
auch die Geſchichte der drei Aufſtände und Totenliſte des Selbſt⸗ 
ſchutzes. Nieborowski: Der Deutſche Orden und Polen. Zur Zeit 
des größten Konfliktes. 2. Auflage. Prachtwerk 10.— M. 


dub jede Buh- Wahlſtatt⸗Lerlag. Breslau 13 rann >= 


3 2225 
haudlung und den Breslau 22250 
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rr Achtung Vauſparer! 


i Aufbaukredit Die von hin deinen. tv sade 
ſſe A. G. 1 
für Grenz- u. Auslandsdeutsche G. m. h. H. eee * Glänzende Existenzen! 
(Geschädigtenhilfe des Deutschen Ostbundes) t 6 d 85 6 Hofſtelle, beſtehend aus: Wohn- 8 
Berlin-Cbarlottenburg 2, Hardenbergſtr. 43, Tel. Steinpl. 8031 iſt auf Grun ſoeben haus m. 2 Wohnungen, maj]. 
getroffenen Einrichtg. 
— ganz beſonders zu 1 1 9 Har- 
1 en, für Rentier oder Kriegs— 
5 1 Verwertung der e a 5 in 0 Pro- 
d 60 f g 5 2% ügen. vinz Brandenburg, reis: 
6% Reichsschu!dbuchiorderungen be „ 7000 am. 3.00 
i W. Katſchack, Neuſtrelitz Ein- oder Sweifamilien - Villa 
durch Verkauf und Beleihung 32 By, SH Ir, m. Sier-, Oblt- u. Gemilje- 
Beleihung Einamilien- ee 95 558 W 
kurzfriſtig und langfriſtig zu günſtigen Bedingungen haus eo 5 Sn 
. e i j 2 ne ort örrach a. Nh. (Schwei— i 
Vermögens verwaltung — Anlagen nn: Villa, in zer Grenze), 15 Fremdenzimmer 24 000 
Beratung in allen finanztechniſchen Angelegenheiten a ell el Anne, ns 15 se an 
Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte Zentralheizung, Elektr. | Sägewerks-Pachtung i a 
la Dar ans glänzende Exijten; u. Bedin⸗ 
- u. Haus: ungen, d 932 Hol 
garten, ſofort bezieh⸗ er ke ie a Ou 
— Gut bar, für 17500 M., bei fuhr von Schnittholz frei. 
j 4000—5000 M. Anzahl. Einfamilien-Villa j. landſchaftl. 
Im Rentengutsverfahren ſind in Branden⸗ 465 Mrg., gut. Boden, Photo zu Dienſt. Anfr. ſchöner ſowie verkehrsgünſtiger 
burg und Schleſien noch einſchl. 25 Mrg. gut. an Heinrich Arendt, Lage inmitten eines modern 
Wieſen, 20 Mrg. Wald, Perleberg, angelegt. terajlenartigen Gar- 
gute Jagd, Haus und Putlitzer Straße 5. tens, m. umfaſſender Ausſicht 
lern" ir SL U en Stallg. maſſiv, Scheune Te auf den Sürichſee und die mit 
Fachwerk, iſt mit leb. Landwirtschaft ewigem Schnee bedeckten Al- 
— . —— um 15 Inventar für 200 Morgen Weizen⸗ penketten . .. sfr. 20000. 
in Größe von 4080 Morgen frei. Über- 60000 1 boden mit gut Wieſen. ie 91855 Srembengimmern 
gabe jofort mit diesjähriger Ernte. ] Anzahlung ſofort zu in einem Plan, im Ma hl adt der Niederlauſitz s 000 
Anzahlung 3500 bis 5000 M. bei Eigen⸗ verkaufen Keftfanf- Dorfe bei. Prenzlau, A MIDI GENE U.) nz 
i 1 annoLDelen geld bleibt lange Jahre gute maſſive Gebäude u 5191100 91 e 905 
au 5%, einſchl. Amortiſation, meiſt ein f ſtehen mit billig. Ahnen. mit Licht: und Kraft⸗ zul 5 05 au 2 & 
Freijahr. Schuldverſchreibungen werden Reichsſchuldverſchreibg. anlage, leb und totes EQURINE a n 805 
nach Übereinkunft angenommen. Koſten⸗ 5 t l Inventar, iſt wegen be⸗ gen nach allen Vichtungen . 750 
loſe Auskunft durch u nn u ſonderer Amſtände Zu en e DEN a 5 
verkauf. Preis 52000, an e 
Deutſche Anſiedlungsbank Albert Heisler, Anz. 15000 M. Näh. Bee: en 5 von Bäckerei- 000 
Scharchow bei Cammin D. Grambow, Prenzlau otrieb . 15 
jetz: Berlin W 8, Behrenſtr. 14/16. Pomm. (Land). Prinzenſtraße 619. Ra el :. bedent Su- 
(5 Min. vom Bahnhof Friedrichſtr.) — ü 1 führte Unternehmen 
: Möbeltransporte Kae 
521 nn a in Berlin una e Re 1109 1 
— — ———' — — l dees as nach Ba 109 1 15 10 t 2 11 i 1 1 9 
Ri f 4. per Bahn un Ma ſ eh 
Aberſetzungsarbeiten 2 bse Automöbel- Molbinen, Werkzeug „. 
—  — Den DE wagen, Woh Verk. moderne Nohölmotor— 
poln., ruſſiſch, tſchechiſch werden ausgeführt und nungstausch. mühle m. Wohnhaus u. Wirt- 
beglaubigt durch Fritz Bitkower, Berlin W. 35, Lagerung. ſchaftsgebäude i. Negierungs- 
Magdeburger Straße 30. Berlin W 30, Nollendoriplatz 7, Sammeln.: B7, Pallas 6786 bezirk n Sejamt- 
größe A Morg. . -» 5.000 
Der „oſtbeutſche Heimarkalender“ klärt auf über Lage und Eutwicklung des gefamten Oſtdeutſchtums, er Landhaus in bedeut. Sommer- 
berückſichtigt beſonders den am ſchärfſten umkämpften Teil der deutſchen Oſtfront, die uns von Polen geraubten friſchenort d. Säch). Schweiz 
Gebiete und die ſchwer notleidende uns verbliebene Oſtmark. Er enthält viele künſtleriſch hochwertige Abbildun⸗ m. Gewächshaus u. Hühner— 
gen. — In den Aufſätzen bewährter Kenner des Oſteus bietet er reiches Aufklärungs material für jeden, der ſich ? u 
mit Oſtfragen befaßt. In den Beiträgen bekannter Schriftjteller gibt er einen Ausſchnitt aus dem literariſchen zuchtſtall . 25 000 
Schaffen der Oſtmark Als wertvolle Waffe im Kampfe um die Heimat iſt er nicht zu entbehren. Weit unter Wert verkäuflicher 
Deutscher Ostbund, Kulturabteilung, Bln.- Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 43. 1 Een eden 
2 oO { 5 
FCC Ausſchneiden! — Als Druckſache ſenden! e eee 1. aus ale mit 
gärtneriſchen Anlagen; 
Preis nur sfr. 70000 
Beſtellkarte. 2. etwa 4500 qm Bauland; 5 
Preis pro qm u 5 8.50 
iermi B J 3. 8 modernen Chälet- Bauten; 
Hiermit beſtelle ich Stück Preis pro Haus sir. 28.000 
bzw. sfr. 32 ooo 


Bezahlung erfolgt: 
ſcheckkonto: Berlin 104 726 


Name: 
Wohnork: 


„Oſldeulſcher Heimatkalender 1932“ 


zum Preiſe von 1,50 Mark, als Gſtbundmitglied 1,20 Mark je Stück. 
Zuzüglich 0,30 Mark Porto. 


1. durch Nachnahme, 2. durch Poſtanweiſung, 3. durch Poft- 


(Nichtzutreffendes bitte durchſtreichen.) 


Poſtſtation: 


(Name und Poſtſtation genau ausfüllen.) 


ſowie viele Hundert weitere Exiſtenz⸗ 
geſchäfte, auch mit Grundſtück, Land— 


wirtſchaften, Gaſthöfe, 
uſw. in allen Gegenden 


Geflügelfarmen 
Deutſchlands. 


Geben Sie uns Ihre speziellen 
Wünſche an und verlangen Sie koſten— 


los unfere illustrierten 
ausführlicher Beſchreibung. 


Prospekte 


mit 


KOCH & Co., Berlin W 10 


Hohenzollernstr. 16. Tel.: 


B2 Lützow 59 33. 
Mare re —— En | 
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